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Die F
Der KPD. zur Lehre.

H. Halle, 21. Februar.
Jn der Lerche nfeldſtraße im kommuniſtiſchen Palaishertſgie am letzten Sonntag e Aufregung; die letzten Vor-

bereitungen wurden getroffen, um den Scharen der Bergarbeiter
aus ganz Mitteldeutſchland einen feierlichen Empfang zu
bereiten. Galt es doch Rats zu pflegen, wie man ſeinen ſchlimmſten
Gegner, den Bergarbeiterverband, zur Strecke bringen
könne. Um die herbeigeſtrömten Kumpels unterzubringen, war der
ßiaße Saal bereitgeſtellt und die Moskauer Befehlsempfänger
hielten bangenden Ausblick nach den erſten Ankömmlingen.

Erſt lange nach der feſtgeſetzten Tagungszeit, als endlich der
letzte Kumpel herbeigeſtrömt war, eröffnete der Vorſitzende die mit
großen Hoffnungen und noch viel größerem Lärm einberufene
Varteibezirkskonferenz der kommuniſtiſchen
r Mitteldeutſchland s. Auf dieſerTagung müſſen große und rchterliche Beſchlüſſe gefaßt wordenfein, denn der „K aſſenkampf“ hüllt ſich ganz im Gegenſatz zu ſeiner
bisherigen Gewohnheit in tiefes Schiveigen über den „prächtigenVerlauf und den glänzenden Sieg über die Amſterdamer“. Er hat
aber auch alle Veranlaſſung zum Schweigen; denn er, der den
Mund nie voll genug nehmen kann, wenn es einen Scheinſieg über
die Gewerkſchaften zu e ilt, hätte ſonſt berichten müſſen,
daß von 152 000 Bergarbeitern Mitteldeutſchlands ganze 20 Dele
gierte zur Vefehlsausgabe der Moskauer Uſurpatoren herbei-
geſtrömt waren. Und unter dieſen 20 Gläubigen befanden ſich
pobendrein noch 5 Hor ten von denen, die Manns genug ſind,
hne die Pormundſchaft der Moskauer ihre Angelegenheiten c

regeln. Und das muß der KPD. in ihrer irg paſſieren. Es
iſt deshalb auch verſtändlich, der „Klaſſenkampf“ in ſeiner
Montagsnummer einen Schimpfartitrkel niedrigſter Art gegen
r7 Bergarbeiterverband ſchrieb, worin er ſich ſtolz brüſtet
der feigen Haltung des von Moskau bezahlten. KPD.Sekretärs
Lademann, der ſich erſt nach gewöhnlicher Schwindelei in einer
r das Wort erſchlichen hatte, um in gehäfſigſter Weiſe

rbeiter gegen Arbeiter zu hetzen. Die KND. braucht ſich nun
ehr auch nicht zu wundern, wenn gzweifelhafte Subjekte in ihr ein
r r erblicken, nachdem der „Klaſſenkaenpf“ dieſes Hand-

werk als große Tat dokumentiert hat. Fenes Treiben hat die mittel-

ntwort der mittel deutſchen Bergarbeiter

t an gewidert, und ſie habenihr Fernbleiben der KPD. ſie einzig richtige Ant-
wort gegeben. Je mehr die Kommandierten von Moskau die
Bergarbeiter gegen ihre Organiſation hetzen, um ſo treuer werden
die Bergarbeiter zu ihrem Verbande ſtehen. Es iſt, wie es immer
war; Reaktionäre Arm in Arm mit den Kommuniſten unter der
Parole: „Räumt auf mit dem Bergarbeiterverbande“. Die Kum-
vels haben dieſe Loſung richtig verſtanden. Sie haben bewieſen,
daß ſie Manns genug ſind, ſich nicht zum Totengräber ihres Ver
e

In welchem Gegenſatze das Geſchrei des „Klaſſenkampf“ zurWahrheit ſteht, erfährt man am beſten aus einem Schreiben et
KPD. Abteilung Gewerkſchaften, Gruppe Bergbau, vom 27. Ja
nuar 1928. Dort beißt es u. a. hinſichtlich der bevorſtehenden Be
triebsratswahlken im Bergbau wörtlich:

„Eigene kommuniſtiſche Liſten können nicht in Frage kommen,
da unſere Kraft nicht ausreicht, um eventuellen Ausſchlüſſen
aus dem Bergarbeiterverband den notwendigen Widerſtand
entgegenſetzen zu können.“

Und in einem weiteren Abſatze heißt es gleichfalls wörtlich:
„Jn all den Fällen, wo es uns auf Grund unſerer Schwäche

nicht möglich iſt, unſere Kandidaten an ausſichtsreicher Stelle
auf die Liſte des Bergarbeiterverbandes zu bringen, müſſen
unſere Genoſſen für die von der Nnion aufgeſtellten Kandi-
daten ſtimmen.“

Das teilt die KPD. ihren Funktionären vertraulich mit, in
ihrer Preſſe und in ihren Verſammlungen aber be-
hauptet ſie wider beſſeres Wiſſen, 5 Minuten vor der wirt
chaft lichen und politiſchen Machtergreifung zu

tehen. Sie behauptet weiter bei jeder Gelegenheit, die beſte Stütze
ne waſten zu ſein (1), und hier treibt ſie ihre Anhänger

on.

r Bergarbeiter ſchon I

Dargus mögen die Bergarbeiter erfehen, wit es um die Stärke
der KPD. beſtellt iſt, daß ihre Tätigkeit Verwirrung in die Ar
beiterſchaft trägt, die nur den Werksherren zugute kommt.
Daß heute auf einer ganzen Reihe von Werken die Beamten in oft
rückſichtsloſer. Weiſe gegen Betriehsräte und Arbelter vorgehen, iſt
nur dem organiſationszerſtörenden Treiben der KPD.-Führer zu
erdonfen, die vertraulich den Zerfall der KPD. zugeben, gegenüber
den Maſſen aber nicht den Mut haben, ſich in Reih und Glied mit
den erprobten Kämpfern der freien Gewerkſchaften zu ſtellen.

Das Unrecht wird immer größer.
Dégoutte als Förderer des Verbrechertums
Die deutſchen Eiſenbahner vor neuen entſcheidenden Maßnahmen.

Dortmund, 21. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Jeder weitere Tag der Ruhrbeſetzung ſetzt Frankreich und Belgien
immer mehrins Unrecht, und im Verhältnis zu r
größer werdenden Unrecht wächſt nicht nur die deutſche Abwehr
neigung, ſondern auch der Unmut gegen Frankreich und ſeine
Methoden im neutralen Auslande. Kaum ein engliſcher oder
amerikaniſcher Journaliſt im Ruhrgebiete deckt die Gewaltmethode
der frangzöſiſchbelgiſchen Beſatzung, und gls wir geſtern mit dem
ſchwediſchen Reichstagsabgeordneten Genoſſen Engberg, der ſich
in Begleitung eines Vertreters der Gewerkſchaften, Genoſſen Back
Iund, hier aufhält, über die Lage und die Taktik der Eindring-
linge ſprachen, kam eine ſtarke Entrüſtung zum Ausdruck,
die ſchwer in Worte zu kleiden iſt. r der dem Abrüſtungs-
ausſchuß des Völkerbundes als Vertreter der ſchwediſchen Regie
rung angehört, erklärte weiter, daß es ein Fiasko für die deutſche
Arbeiterbewegung und die Arbeiterbewegung überhaupt geweſen
wäre, wenn Deutſchlands Arbeiter gegen den Einbruch nicht den
Kampf durch paſſive Reſiſtens aufgenommen hätten!

Aber was ſtören alle Entrüſtungsrufe der Welt Herrn Poin-
raré Für den Verluſt ſeiner Sympathien im Auslande hat er
teilweiſe Er ſatz gefunden. Das Verbrechertum in Eſſen ſteht
auf ſeiner Seite, ſeitdem ſeine Beauftragten die größte Stadt des
Jnduſtriegebietes von Polizei entblöß t haben und Ränber
und Diebe ihr Handwerk ohne Schwierigkeit ausüben können. Es
iſt, wie mir amtlich verſichert wird, ſt atiſti ſch nachgewieſen, daß
die Verſtöße gegen das Geſetz ſeit der Dienſtenthebung der Polizei
im Verhältnis zu den letzten Monaten ſtark zu genommen
haben. Gegen pflichttreue deutſche Staatsbürger nicht gegen bie
Verbrecher werden indeſſen die Gewaltaktefortgeſetzi.
Eine Verhaftung jagt die andere, und nachdem man bisher im neu
beſetzten Gebiet ausnahmslos allen höheren Beamten widerrechtlich
ten Aufenthalt verſagt hat, wird jetzt die Pflichttreue der mitt-
Teren Beamtenſchaft zu Reich und Staat ebenfalls mit der Aus-
weiſung bzw. Verhaftung beantwortet. Selbſt an der Grenze des
unbeſetzten Gebietes ſind die Ausgewieſenen ihrer Haut nicht ſicher.
Der ſchon ſeit mehreren Tagen ausgewieſene Amtmann von
Datteln hielt ſich z. B. jenſeits der Lippe auf. Geſtern vor-
mittag überſchritt eine belgiſche Reiterpatronille den Fluß und ver
ren den Amtmann ins heſeizte Gebiet. Syſtemgtiſch wird auch

ie Entfernung deutſcher Eiſenbahner aus den Dienſiwohnungen
und deren Nebergabe an die franzöſiſchen und belgiſchen Eiſen
bahner in Geſamtſtärke von 10 000 Mann weiterbetrieben. Die
Gewaltmaßnahmen ſind von neuen Drohungen begleitet.
Geſtern warnte

vor Sabotdge und erhabeamten an, in deren Verwaltungsbezirk Sa
Gkeichzeitig ſoll die betreffende Gemeinde mit ein
Gerld buße beſtraft werden die man gegebenenfalls durch

droht die Verhaftung jener Gemeinde
Sabotage geübt wird.

einer großzen
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Herr Dégontte durch Anſchlag die Bevölkerung

ort

ſetzung der Straßenräubereien eintreiben will. Die Bevölkerung
tut gut, ſich entſprechend vorzubereiten. Wenn es überall ſo geht
wie in Gelſenkirchen, wird man jedenfalls von den Ein-
treibungen nicht viel haben. Seit fünf Tagen ſind die Franzoſen
hier glücklich dabei, 100 Millionen Mark mit Gewalt zu kaſſieren.
Am Dienstagnachmittag war der Betrag, laut Mitteilung des

anzöſiſchen Rechnungsamtes in Düſſeldorf, noch nicht voll
ſtändig geraubt. Die Trupve erhielt infolgedeſſen An
weiſung, in der Stadt weiter zu verbleiben. Verbringt ſie auch den
ſechſten Tag noch in Gelſenkirchen, dann werden die 100 Mil-
lionen gerade dazu reichen, den Aufwand an Koſt und Löhnung für
das ſtarke Truppenaufgebot zu begleichen. Und dafür verſchergt
ſich Frankreich im Ausland eine Sympathie nach der andern, dafür
werden franzöſiſche Reſerviſten zur Uebung eingezogen?

Durch die Haltung der Bevölkerung muß ſchließlich jede Maß
nahme der Beſatzung trotz Ausweiſungen und Verhaftungen fehl
ſchlagen. Am Dienstag ſollten die Zollmaßnahmen in Kraft treten.
Das einzig Poſitive, was Poincarés Beauftragte während
ihrer Anweſenheit im Ruhrgebiete für ſich überhaupt erreicht haben,
iſt das Lahmlegen großer Eiſenbahnlinien mit der Abſicht, ſie zu
militariſieren und betriebsfähig zu machen. Wie dieſe Betriebs-
fähigkeit ausſieht, beweiſen die zahlreichen Unglücksfälle. Aber
auch an dieſer Betriebsfähigkeit ſollen die Franzoſen und Belgier
nicht mehr lange Freude haben. Die Eiſenbahner werden ihnen
bald zeigen, daß militariſierte Eiſenbahnen in gewiſſem Sinne auch
vhne Solbaten „entmilitariſiert“ werden können. Das gilt für
alle von den Franzoſen und Belgiern bedienten Linien einſchließt-
lich der von den Engländern in Ausſicht geſteſſten.

Cuno über Poincares Ziele.
Budavpeſt, 21. Februar. (WTB.)
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Vormittag ſo Uhr Doſſar 22240
Tendenz Schwächer.

Holzhändlergewinne
auf Koſten des Staates.

Wir entnehmen den nachſtehenden Aufſatz der
letzten Ausgabe der war r Der Artikel
zeigt, in wie unverantwortlicher Weiſe ein vom bürger
lichen Geiſt durchdrungenes und Miniſte
rium mit den wertvollen, der Allgemeinheit ge-
hörenden Staatsforſtbeſtänden umſpringt und auf
eſe Weiſe bewirkt, daß der Holzhandel ungeheure
ewinne auf Koſten des Volkes einſteckt. Die preu
ſche Stundungsordnung bei Bezahlung der von der
atlichen Forſtverwaltung gelieferten Rundhö
z ein der immer noch geduldeten kapitaliſtiſchen

Dteuerſabotage ebenbürtiger Skandal.
(Red. des „Volksblatt“.)

Anfang Februar war in den deutſchen Wäldern das ar heie
10 000- bis 12 000mal teurer als in der Vorkriegszeit. Das Holz
marſchiert bei der Verteuerung an der Spitze aller Waren. An
geſichts dieſer Tatſache könnte man meinen, die Rundbolgzkäufer
wären beſonders ſchlimm daran. Sieht man ſich die Sache aber
näher an dann kommt man zu einer ganz anderen Meinung.
Die Staatsforſtverwaltungen ſorgen ſchon dafür, daß die Rund-
holgkäufer nicht zu kurz kommen. Jhre Fürſorge geht ſogar ſo
weit, daß ſie das Holz zu Bedingungen verkaufen, daß die Rund
a gkäfer auf Koſten der Allgemeinheit glänzende Geſchäfte
machen.

Während alle anderen Leute die Ware, die ſie kaufen, ſofort
bezahlen oder für die geſtundete Kauffumme ſehr hohe Zinſen
zahlen müſſen, wird von den Rundholzkäufern weder das eine
noch das andere verlangt. Wer in den preußiſchen Staatsforſten
im Winter 1821/22 Holz gekauft hat, braucht den Kauf-
preis erſt Anfang März 1928 zu gahlen. Wer im Winter

Holz kauft, zaklt den Zaufpreis erſt Anfang März 1921.Diefe unglan eng er und Schädigung der Allgemeinheit haben ihre rechtlichen Grundlagen in den

„Ve S über die Stundung kaufg18. Juli 1921“, die von der damaligen preußiſchen Regierung
unter Führung Stegerwalds erlaſſen wurden. Nach dieſen Be
ſtimmungen braucht der Rundholzkäufer nicht einen Pfennig desKau beeſes anzuzahlen, ihm wird die ganze Kaufſumme bis zu

17 Monaten geſtunder. Der Forſtfiskus ift zufrieden, wenn der
Rundholgkäufer den Kaufpreis neben 612 Prozent, ſeit Anfang
dieſes Jahres 15 Progzent, Zinſen in Wertpapieren oder ſonſtigen
Sicherheiten hinterlegt. Wenn ein Unternehmer im letzten Viertel-
jahr 1921 für 500 000 Mk. Rundholz kaufte, mußte er für dieſen

etrag nebſt 629 Prozent Zinſen, zuſammen alfo für 532500 Mk.
Wertpapiere hinterlegen. Die Einlöſung dieſer Wertpapiere W
Zeit bis zum 10. März 1928. Alſo erſt nach 14 bis 17 Monaten
zahlt der Unternehmer den Kaufpreis und erkbält die Staatskaſſ-
endlich ihr Geld. Jn Zeiten mit ſtabilen Geldverhältniſſen hat
dieſe Holggeldſtundung weder für den Rundh ufer einen be
fonderen Vorteil noch für die Staatskaſſe und damit für die All

einen Nachteil. Anders aber in Zeiten der raſenden
n Mit den 532 600 Mk., die der Forſtfiskus an

fangs Zu 1923 exrhält, kann er nur noch einen Bruchteil der
Ausgaben beſtreiten, die er mit den 500 000 Mk. Ende 1921 hätte
beſtreiten können. Damals hatten die 500 000 Mark
einen Wert von etwa 2476 Dollar. Wie hoch ihr Wert
ſein wird, wenn ſie Anfang März in die Staatskaſſe fließen, läßt
ſich heute noch nicht ſagen; hen te, das heißt Anfang Februar,Gaben ſie einen Wert von etwa 18 Dollar. r

Der Rundholzbandel iſt wahrlich ein glänzendes Geſchäft für
die Unternehmer. Jm S i921 konnte man für 500 000 Mk.
etwa 670 Feſtmeter Kiefernrundholz erſter Klaſſe kaufen. Heute
koſtet das Feſtmeter etwa 165 000 Mk. durchſchnittkich. Es t
alſo der Verkauf von 834 Feſtmeter, um ſich den Geld
betrag zu verſchaffen, den man dem Forſtfiskus für 670 Feſt
meter Rundholz t r iſt. Der Ertrag aus den reſt-
lichen 66654 Feſtmetern iſt zwar nicht reiner Verdienſt des Rund
holghändlers, aber doch zu einem recht weſentlichen Teil. Jhm
fließen durch die heutige Art der Kaufgeldſtundung ungeheure
Summen unverdient in die Taſchen. Die Geſchädigten find der
Forſtfiskus und die Allgemeinheit.

Wenn man dieſe Dinge kennt, wundert, man ſich nicht mehr,
daß die Holzhändler und Sägewerksbeſitzer ſich wie toll bei den
Rundholzverkäufen überbieten. Was will es beſagen, für das
Feſtmeter Kiefernrundholz 274 000 Mark zu bieten,

von Holzkaufgeldern vom

olzkäufer einen be

ne
e
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wie es jetzt in Oſtpreußen geſchehen iſt, wenn man weiß, daß es
erſt im März 1924 bezahlt werden muß. Bis dahin, rechnen dieſe
Holzhändler, wird die Geldentwertung weitere Fortſchritte ge
macht haben, ſo daß ſie trotz dieſes hohen Preiſes doch noch cin
gutes Geſchäft machen. Das iſt der Gedanke, von dem fich die
Unternehmer leiten laſſen, und ſie haben ſich dabei bisher noch
nicht verrechnet, und im übrigen wiſſen ſie ja auch, wie die Dinge
zu ihren Gunſten zu ſchieben ſind.

Durch die beutjge Art der Stundung der Holzkaufgelder wird
nicht nur Allgemeingut in unverantwortlicher
Weiſe verſchleudert, ſie iſt auch eine weſentliche Urſache
der unerträglichen Verhältniſſe am Holgmarkt. Weil die Unter
nehmer das Rundholz erſt nach Monaten mit entwertetem Gelde
begahlen brauchen, macht die Preistreiberei am Holz
markt immer größere Fortſchritte. Darüber iſt man ſich auch
in den Unternehmerkreiſen einig. Nur die preußiſche Forſtver-
waltung ſteht den ungeheuren Schäden, die die Holzgeldſtundung
verurſacht, anſcheinend recht gleichgültig gegenüber. Jm
ſchen Landtag haben die Sozialdemokraten die ſofortige Beſei a

ung der heutigen Art der Holzgeldſtundung beantragt. Zu dieſemAntkag hat der Finanzminiſter Dr. v. Richter in der Landtags
ſitzung am 25. Januar einige freundliche Worte gefunden, das
ſcheint aber auch alles zu ſein. Ein Bexliner Holzhändlerblatt
bringt zu dieſem Antrag eine Notiz, die dem Stil nach von den
Forftleuten aus dem zuſtändigen Miniſterium ſtammt, und auser zu entnehmen iſt, daß bis auf weiteres alles beim akten bleibt
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Anſcheinend will die Forſtverwaltung bis zu Beginn
des neuen Forſtwirtſchaftsſahres am I. Oktober 1928 warten, be
vor die bereits ſeit vielen naten dringend notwendigen Maßnakmen ergriffen werden. Damit darf d der Landtag nicht zu
a geben. Dann genügt es aber auch nicht, nur eine Kürzung

r Stündungsfriſt vorzunehmen. Bej einer Geldentwertung,
wie wir ſie in den letzten Wochen und Monaten erlebt haben, iſt
jede Stundung, und ſoll ſie auch nur auf drei Monate gewährt
werden, abzulehnen, wenn der Käufer nicht verpflichtet iſt, am
Zahlungstermin einen höheren, der Geldentwertung an

Kaufpreis zu zahlen. Hier ſcheint uns der Vor
chlag gangbar, daß der Rundholzpreis im gleichen Maße erhöht

wird, wie der enpreis in der Stundungszeit geſtiegen iſt.
er weiteren Geldentwertung muß der ForſtEine Sicherung vor

fiskus auf alle Fälle fordern, und zwar ſofort.

AendeDie in der n Notig vchene Anſicht, eineen der Stundungsordnung könne nicht „übers Knie 3
ſelbſt ein ſo fachkundigerwerden, iſt nicht ſtichhaltig. Fordert dn es ſ der Stundungsord

er „Holzwelt“ die rtige Beſeitigung der u rdnung.z Fa ſchreibt e Sen ſohn, „die Forſtverwaltung ſich T
dieſem Schritt entſchließt, um ſo ſegensreicher für Staat und Holz
wirtſchaft!“ Mit Recht verlangt Herr Seligſokn, ſich die
Unternehmer frei machen müſſen von dem Gedanken, auf Koſten
des verarmten Staates Geſchäfte zu machen. Das
iſt heute der Fall und in einem Maße, daß von einem unerhörten
Skandal geſprochen werden muß. Verlangen ſelbſt die Fe

uſtand ein Ende gemacht wird, dann iſt esndler, daß dieſeme Zeit, daß die Regierung die heutige Art der Stundung der
olzkaufgelder beſeitigt.

Kommuniſtiſche Rüpelſzenen.
Eine würdeloſe Geſellſchaft.

Preußiſcher Tandtag.
Berlin, 21. Februar. (Soz. Parl.Dienſt.)

Nach einer kurzen Vertagung trat geſtern nachmittag um 3 Uhr
der Preußiſche Landtag wieder zuſammen. Präſident Leinert
eröffnete die Sitzung mit folgender Anſprache:

„Der franzöſiſche Militarismus hat im Weſten allerlei Gewalt-
taren ausgeübt, und zwar gegen Beamte wie gegen Privatperſonen.
(Lärmende Zurufe b. d. Kommuniſten.) Der fran-
zöſiſche Militarismus hat auch nicht Halt gemacht vor
unſeren Abgeordneten, deren Jmmunität durch die Reichs und
durch die preußiſche Verfaſſung gewährleiſtet iſt. Abgeordnete des
17. Wahlkreiſes (Weſtfalen-Nord) ſind verhaftet und vor ein
franzöſiſches Kriegsgericht geſtellt worden. Der fran
zöſiſche Militarismus bat alſo nicht einmal vor der in aller Welt
garantierten Jmmnunität von Abgeordnten Halt gemacht. Jch er
erhebe hiermit nachdrücklich Proteſt gegen dieſe Vergewaltigung
der Abgeordneten eines deutſchen Landesteils. (Lebh. Beifall b. d.
Mehrheit. Zurufe b. d. Kommuniſten.: Genau wie die Mehrheit
dieſes Hauſes gegen uns!) Jch babe den Miniſter des Jnnern
und dieſer hat den Miniſter des Auswärtigen erſucht gegen dieſe
Mißachtung der Jmmunität Ver wahrung einzulegen. (Leb-
hafte Zuſtimmung.)

Hierauf ſprach der Präſident ein Wort zu dem großen Gruben-
unglü e in der Heinitzgrube, bei dem 144 Bergleute den Tod ge-
funden. Nach der eingeleiteten Unterſuchung betonte Präſident
Leinert charakteriſiert ſich die Kataſtrophe als eine Kohlen
irre r vermutlich verurſacht durch Spreng
ſt of fe. Unmittelbar von der Exploſion betroffen wurden 28 Berg-
lente, während die übrigen 117 durch die infolge der Exploſion
entſtehenden Schwaden ihren Tod fanden. Durch die gewaltige
Wirkung der Exploſion ſind die Zugangsplätze zu den Arbeits-
punkten unterbrochen worden, ſo daß bis jetzt 16 Vergleute noch
nicht geborgen werden konnten. Ich ſtelle feſt, daß Sie ſich zur
Ehrung der Toten von Jhren Sitzen erhoben haben; ich darf auch
im Namen des Landtags den Angehörigen das tiefſte Bei-
leid des Hauſes ausſprechen. (Zuruf: „Und Unterſtützung!“)

Das Haus ehrt dann das Andenken der verſtorbenen rd
neten Werner (Dn.) und Seyda (Pole) und tritt dann in die
weite Beratung des Haushalts der Juſtizverwaltung ein.

Abg. Höpker Aſchoff (Dem.) berichtet über die Arbeiten des
Haushaltsausſchuſſes zum Juſtizetat. Nach einer längeren von
den Kommuniſten heraufbeſchworenen Geſchäftsordnungs Debatte
wird ihr Antrag auf unbeſchränkte Redezeit abgelehnt. Dann
führt

Abg. heilmann (Soz.)
u. a. aus: Nichts wäre uns lieber als eine längere Redezeit. (Zu
ruf der Komm.: Heuchler! Heuchler!) Die ſachliche Not-
wendigkeit zwingt aber zur Be ſchränkung der Redezeit
(Toben bei den Komm.), die in der letzten Sitzung ohne Wider
ſpruch der Kommuniſten beſchloſſen wurde. (Fetzt erhebt ſich ein
vhrenbetänbender Lärm bei den Kommuniſten. Sie ſtürmen auf
die Treppe und verſnuchen, den Genoſſen Heilmann anzugreifen, der
von ſeinen Parteifreunden gedeckt wird. Jn dem ſich auf der
Treppe zum Rednerpult entwickelnden Handgemenge wird der
Kommuniſt Hoffmann von der Treppe hinuntergeſtoßen. Die Kom
muntſten antworten mit neuen Angriffen, die in reguläre Fauſt-
kämpfe ausarren und auch dann noch fortdauern als Vizepräſident
Dr. Porſch zum Zeichen der Unterbrechung der Sitzung den Saal

verläßt.) 5Nach einer halbſtündigen Pauſe
wird die Sitzung von neuem eröffnet. Abg. Heilmann (Soz.):
Wir ſind entſchloſſen, auf jeden kommuniſtiſchen Vergewaltigungs-
verſuch entſprechend zu antworten. Jm übrigen ſpreche ich jetzt
über Rechtsfragen und nicht mit den Leuten, die den Moskauer
Gewalthabern zujnbeln, die das ſchamloſe Urteil gegen die ruſſi
ſchen Sozialrevolutionäre gefällt und ein 14jähriges Mädchen
wegen Bedrohung der Sowjetrepublik abgeurteilt und hingerichtet

haben. Wir proteſtieren gegen die unerhörten S eile der
franzöſiſchen Kriegsgerichte an Rhein und Ruhr. alt erzeugt
Haß und Verachtung vor allem, wenn ſie ſich im Namen des Rechts
austobt. Darum kämpfen wir auch in Preußen für das wahre
Recht. Die Franzoſen ſind ein führendes Rechtsvolk, aber ihre
Richter an Rhein und Ruhr ſind Werkzeuge des franzöſiſchen Jm-
perialismus. Der Richter muß völlig außerhalb aller Parteien
ſtehen, oder alle Parteien müſſen am Urteilsſpruch beteiligt ſein.
Es iſt kein Geheimnis, daß ein großer Teil der Richter politiſch
weit rechts ſteht. (Zuruf rechts: Staatsgerichtshof!) Die Deutſch
nationalen erklären den Staatsgerichtshof für ein Ausnahme
gericht, weil kein Deutſchnationaler drinſitzt. Wenn wir
alle Gerichte in Deutſchland ablehnen würden, in denen kein So
ialdemokrat ſitzt, dann würde nicht viel von den deutſchen
erichten übrigbleiben. Jedes Urteil muß falſch werden, wenn die

Richterbank ein ſeitig beſetzt iſt. Das Urteil wird von Men
ſchen geprägt. Solange die Richterſchaft parteipolitiſch ein
[eitig Arts wird, muß es in politiſchen Prozeſſen zuF 7 rteilen kommen. Kürzlich gab es einen Prozeß wegenJe eidigung des Reichspräſidenten. Ein als Zeuge
vernommener Arbeiter erklärte, er habe die Beleidigung „Schie-
ber gehört. Ein Kapitänleutnant erklärte das Gegenteil.
Und das Urteil? Es betont, der Bildungsgrad des Arbeiters ſei
nicht hinreichend, um ſeine Zeugenausſage als beweiskräftig anzu
ſehen. Jch erinnere ferner an den Prozeß Müller -Hanſen.
Das Urteil lautet auf 600 Mk. Geldſtrafe gleich drei Straßen
bahnfahrten. So geht es Tag für Tag. Wie ſoll das beſſer ge
macht werden? Der Reichsjuſtizminiſter erklärt, er habe

keine Zeit zur Reform der Jnſtiz.
Wir ſind der Meinung, daß gerade jetzt die Zeit gekommen iſt, die
Arbeiten meines Parteifreundes, des ehemaligen Juſtizminiſters
Radbruch, fortzuſetzen. Die Auffaſſung des Abg. Stendel von
der Deutſchen Volkspartei, es ſei für die Karriere eines Richters
gut. wenn er dem Republikaniſchen Richterbunde an
gehöre, iſt falſch und das Gegenteil iſt richtig. Jn unzähligen
Fällen ſind republikaniſch e Richter in ihrem Vorwärts
kommen geſchädigt worden. Wir fordern. daß der Juſtizminiſter
ſich beſſere politiſche Berater anſchafft. Es geht nicht, daß, wie in
Frankfut a. Oder ein fanatiſcher Parteigänger des Herrn Wulle
um Vorſitzenden einer Diſziplinarkammer gemacht wird. Das
orgehen des ſächſiſchen Juſtizminiſteriums, das eine ordentliche

Durchmiſchung der Richterſchaft für notwendig hält, ſcheint uns
nachahmenswert. Selbſt auf die Gefahr hin, unſere Kritik auf
taube Ohren ſtößt, erklären wir immer wieder daß die Gerichte
unmöglich Standgerichte gegen Republikaner und Proletarier ſein
dürſen. Denen, die ſo oft den Spruch: „Was Recht iſt, muß Recht
bleiben!“ im Munde führeny, rufen wir zu: Jn Deutſchland muß
das Recht erſt noch zu wahrem Recht werden! (Bravo! bei den
Soz. und auf den Tribünen.)

Nach einer GeſchäftsordnungsDebatte über den Beſchluß der
Verkürzung der Redezeit vertagt ſich das Haus auf Mittwoch, dem
21. Februar, 12 Uhr: Kleine Vorlagen, Juſtizhaushalt.

Schluß nach 655 Uhr.

Der Aelteſtenrat des Preußiſchen Landtags beſchloß zunächft den
Juſtizetat zu erledigen und dann den Bericht des Unterſuchungs
ausſchuſſes über die mitteldeutſchen Unruhen und anſchließend
daran weitere Etats zu beraten. Vom 3. bis 14. März ſoll eine
Pauſe in den Vlenarverſammlungen eintreten, während der der
Hauptausſchuß die Etats des Jnnern und für Kultus vorberaten
ſoll. Vom 24. März bis 17. April wird das Haus in die Oſter-
ferien gehen.

Cunos Dank an Grützner. Nach einem WTVB.-Bericht hat der
Reichskanzler dem Regierungspräſidenten Genoſſen Grützner
„ſeinen Dank für deſſen mannhaftes Verhalten ausgeſprochen“.

Ausgewieſen. Aus Saarbrücken wird gemeldet: Der Ge-
werkſchaftsführer Großmann vom Gewerkſchaftsbund der An-
geſtellten, HirſchDunckerſche Richtung, iſt durch Verfügung der
Regierungskommiſſion mit 24ſtündiger Friſt ausgewieſen worden.

Seligſohn (Berlin) in Nummer 11]

òLebensmittelboykott auch in Dortmund.
„Ritterliche“ Haltung der franzöſiſchen Soldateska.

Dortmund, 21. Februar (Eig. e
Auch im Handelskammerbezirk Dortmund ſoll jetzt der Boye e die Franzoſen dur t rt werden.

Donnerstag werden an die Franzoſen und r weder Lebens
mittel noch Getränke oder dergleichen verabreicht. Der Boykott
Beſchluß t von den Jntereſſentenverbänden und allen Gewerk-

aſchaften gefaßt worden.
Auf den geſtern von den zoſen erneut beſetzten Bahnhöfen

wurde das deutſche Perfonal we h Nach Mitteilungen,
die bei der Eiſenbahndirektion in Elberfeld vorliegen, ſoll im Laufe
des Tages nach BochumHauptbahnhof beſetzt werden. m
allgemeinen hat ſich die Verkehrslage nicht geändert. Ueber
Lünen-Nord können ab heute drei planmäßige Güter-
z üge gefahren werden.

Nach zuverläſſigen Mitteilungen ſollen der Oberbürgermeiſter
von Oberhauſen, Havenſtein, und der Eſſener Bürgermeiſter
Schäfer zur Verbüßung ihrer Strafe in den allernächſten Tagen
nach Saarbrücken abtransportiert werden. Die Frau des Bürger
meiſters Schäfer, die mehrfach verſuchte, ihren Mann zu ſprechen,
wurde immer mit dem Bemerken abgewieſen, daß ihr Mann
in dieſen Tagen abtransportiert würde und ihr vor dieſem Ab-
transport noch Gelegenheit gegeben werden ſolle, ihren Mann zu
ſprechen.

7

Wenn die freien Gewerkſchaften dem Lebensmittel- und Ge-
tränkeboykott gegen die Franzoſen zugeſtimmt haben, ſo natürlich
nur aus dem Bewußtſein, daß dieſe Proteſtaktion ein notwendiger
Beſtandteil des paſſiven Widerſtandes gegen die militäriſchen Ein-
dringlinge iſt, die nicht das Recht haben, der ohnehin ſchon ſchwer-
leidenden Ruhrarbeiterſchaft die wenigen vorhandenen Lebens
mittel fortzunehmen, ſei es mit oder ohne Bezahlung.

Der Wille der Gewerkſchaſten.
Vergebliche Sadotageverſuche der Kommwunöſten.

Bielefeld, 21. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Die freien Gewerkſchaften von Rheinland und Weſt

falen nahmen in einer am 19. Februar in Elberfeld ſtatt
gefundenen Konferenz zu der augenblicklichen Lage Stellung.
s Referat des Genoſſen Fimmen (Amſterdam) über
die Weltlage fand eine Diskuſſion ſtatt, in der der Standpunkt der
freien Gewerkſchaften im beſetzten Gebiet dahin prägziſiert wurde,
daß alles daranzuſetzen iſt, den Kampf im Ruhrgebiet zum Erfolge
zu führen. Beſchlüſſe über eine Aenderung der Kampf
taktik wurden nicht gefaßt. Unter allgemeiner Zuſtimmung
wurde vielmehr feſtgeſtellt. daß der Kampf in der bisherigen Form
mit allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln fortzuführen iſt. Ab
gelehnt wurde eine Antrag Remſcheid, den zum 4. März
von den Kommuniſten einberufenen Betriebsräte- Kon
greß (1) zu beſchicken. Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antraderſelben Ortsgruppe, ſogenannte Kampfformationen
mit Betriebshundertfchaften und Zehnerſchaf
ten zu gründen, wie dies bereits in Remſcheid und Eſſen er
folgt ſei. Die Konferenz war der Meinung, daß es ſich hier um
unſinnige Spielerei handle; denn die notwendigen ge
werkſchaftlichen Kampfformationen ſeien in den Gewerkſchaften
vorhanden.

Die Verkehrslage.
Störung des amerikaniſchen Wohltätigkeitswerks.

Ruhrgebiet, 21. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Die Verkehrslage hat bemerkenswerte Aenderungen im

Laufe des Tages nicht erfahren.
n Bochum fuhren den ganzen Tag über franzöſiſche Tank

autvomobile durch die Stadt. Nachmittags um 4 Uhr wurde das
Poſt- und Telegraphenamt unter ſtarkem militäriſchen
Aufgebot beſetzt. Das Perſonal wurde gewaltſam aus den
Räumen getrieben. Der Telegraphendirektor iſt ver
e f t worden, weil er ſich weigerte, Anſchlüſſe für die Franzoſen

erzuſtellen.

r Gelſenkirchen haben ſich erwähnenswerte Zwiſchenfälle
nicht ereignet. Die Truppe hält das Stadtinnere weiter beſetzt.
Die Tanks ſind nach Recklin ghauſen zurückgekehrt.
„Fin Redakteur des Amſterdamer „Handelsblad“, der

ſich im Ruhrgebiet aufhielt, in der Hauptſache, um Filmauf
nahmen zu machen, ſoll geſtern nachmittag von Franzoſen ver
haftet und nach Düſſeldorf gebracht worden ſein.

Jn Brambauer ſind die von der amerikaniſchen Quäker
geſellſchaft zur Herſtellung des Eſſens für arme Kinder benutzten
Keſſel ſämtlich von den Frauzoſen mitgenommen worden. Der
Hinweis, daß es ſich hier um eine Wohltätigkeit der ameri
kaniſchen Quäker handle, brachte die Franzoſen von ihrem An
ſinnen nicht ab.

u „[1J „L1’JDie verheiratete Lehrerin.
Eine Franenfrage oder eine Schulfrage.

Es bedarf wohl noch einiger Jahrzehnte, bis ſich von Grund auf
das Denken ſo umgeſtaltet hat, daß man dem weiblichen Menſchen
zubilligt, aus innerem Bedürfnis und eigenſter beſonderer Anlage
einen nur ihm genehmen Beruf zu ergreifen und auszufüllen.
Wir werden immer wieder bei ſtarkem Nachbohren auf den im
Unterbewußtſein ruhenden Gedanken ſtoßen, daß der von einer
Fran ausgefüllte Beruf ihr in erſter Linie zur wirtſchaftlichen

rundlage dient.
dieſes überkommene Denken ablöſen durch die wachſende Ueber-
zeugung, daß in den Frauen eine Fülle von Möglichkeiten, von
Berufseignungen ruht, daß alles geſchehen muß, um dieſe Kräfte
für die Geſellſchaft zu nützen. Nun ſtehen praktiſch die Frauen
auch überall in Berufen, die ſich zum Teil ſelbſt erſchloſſen haben;
aber ſobald wirtſchaftliche Kriſen das Problem der Arbeitsloſig-
keit naherücken, ſchaut man zuerſt auf die Frauen, um zunächſt
ihnen einen Arbeitsplatz ſtreitig zu machen. So kommt man jetzt
in Deutſchland allenthalben zu der Frageſtellung: War die Auf-

bung des Zölibats der Lehrerin im wirtſchaftlich geſchwächten
Deutſchland nicht doch eine Uebereilung? Seit vielen Jahren
kämpfen Vertreterinnen der Frauenbewegung linksſtebender poli
tiſcher Parteien und einzelne weitſchauende Perſönlichkeiten für
„die verheiratete Lehrerin in der Schule“. Es iſt ſo vieles geſagt
worden über die Sinnloſigkeit des bezwungenen Zölibats der
Lehrerin, von dem, was Ehe und Mutterſchaft an Bereicherungen
für die weibliche Perſönlichkeit ſchlechthin bedeuten, daß man es
nimmer neu zu erzählen braucht. Und in der Tat, von der Schule
qus geſehen kann man bei der Erziehung der Jngend-
lichen gar nicht die gereifte Frau entbehren, die durch das Erleb-
nis der Ehe und Mutterſchaft gegangen, durch die Unſumme von
Freud und Leid. von praktiſcher Erfahrung und geiſtiger Bliek-
weitung zur Perſönlichkeit geworden iſt. Es ſtimmt nicht ganz
wenn man dagegen hält, daß gerade die gütigſte Mutter und die
beſte Gattin am reſtloſeſten durch ihre Mutterſchaft abſorbiert
wird. Das trifft nur dann zu, wenn die Kinder ſo klein find, daß
ſie auch ſämtliche phyſiſchen Kräfte der Mutter in Anſpruch
nehmen. Im übrigen iſt ja gerade uns Frauen die Fähigkeit ge-
geben, zu wachſen in unſerer Liebeskraft und Gebefreudigkeit im
leichen Maße, wie von uns Liebe gefordert wird oder wit

Die Frauen ſelbſt nur können nach und nach

derr ig ſind. Aber auch von der Frau aus geſehen darfn Fulturitagt nicht das Recht haben, aus wirtſchaftlichen Grün-

den heraus den Frauen ihre ihnen eigenen Entwickelungsmöglich-
keiten abzuſchneiden. Es gibt eben wirklich eine ſehr große Zahl
von Lehrerinnen, die durchaus in ihrem Berufe alle Möglichkeiten
ſehen, gerade ihr Beſtes geben zu können. Hier werden all ihre
Fähigkeiten in Anſpruch genommen, hier finden ſie Boden zum
Schaffen, ſie fühlen ſich in Wirklichkeit „berufen“. Und vor dieſen
Dingen muß der Staat Achtung haben! Es kann dem Staat ia
immer nur auf die Perſönlichkeit und ihre Eignung für die geſetzte
Aufgabe ankommen, ſo daß eine Auseinanderſetzung über die Frage

oder nicht verheiratet im Grunde überflüſſig ſein
müßte.

Nun haben wir augenblicklich Ausnahmezeiten, und dieſer
anormale Zuſtand wird noch einige Jahre anhalten. Der Krieg hat
einen ſtarken Geburtenrückgang gebracht, der ſich jetzt und in den
nächſten Jahren noch auswirkt. Das bedeutet gleichzeitig einen
Ueberfluß an Lehrkräften, ſo daß für unſern Nachwuchs aus der
Junglehrerſchaft keine Wirkungsmöglichkeiten im Schulweſen ge
ſchaffen werden können. Wer jetzt das Problem „Die verheiratete
Lehrerin“ von dem Blickpunkt der ſieht von dem es allein geſehen
werden darf, nämlich von der Schule her, der wird in einen Zwie-
ſpalt geraten. Können wir die friſchen, jungen, zuſtrömenden
Kräfte des Lehrernachwuchſes entbehren in der Schule? Zum
andern: Sind die jung verheirateten Lehrerinnen wirklich die un-
entbehrliche Bereicherung für die innere Geſtaltung der Schule,
die wir durch die Aufhebung des Zölibats erhalten wollten? Wer
praktiſch im Schulleben ſteht, weiß, daß eine ganze Reihe von ihnen
in der Schule geblieben ſind, nur um das Geld für den nötigen
Hausrat zu verdienen, oder ſonſt dem Haushalt Erleichterungen
zu ſchaffen. Das iſt vom Standpunkt der einzelnen durchaus
menſchlich begreiflich, aber ihre Kraft iſt von der Schule aus ge
ſehen zu entbehren und könnte ohne Bedenken von einem Jung-
lehrer erſetzt werden. Sicher ſind auch unter dieſen manche, die
nur „Stundengeber“ ſind. Das iſt ſchlimm für uns; aber wenn
wir dann ſchon abwägen ſollen, werden wir uns aus Billigkeits-
gründen dem wirtſchaftlich Schwächeren den Vorzug geben müſſen.
Das ſind aber bis auf Ausnahmen in dieſem Falle die Funglehrer
und lehrerinnen. Daß wir überhaupt in der Schule mit Lehr
kräften rechnen müſſen, die keineswegs aus innerer Berufung an
ihrer Stelle ſtehen, iſt eine ungeheure Tragik, die erſt dann über
wunden ſein wird, wenn einmal unſere ganze Lehrerbildungsfrage
auf eine andere Grundlage geſtellt wird. wenn eben in den Er
ziehungsberuf nur die Menſchen hineingelangen, die ihre Eignung
für dieſe Aufgabe durch mehr als ein paar Examen oder einige
Semeſter Univerſitätsſtudium dargetan haben. Dann muß man
für den Lehrerberuf geboren ſein und kann ihn nicht ergreifen,

weil er eine immerhin geſicherte Beamtenſtellung bedeutet. W
müſſen wir aber mit gegebenen Verhältniſſen rechnen, und da
können wir keiner Jnſtanz, weder einer Behörde noch einer Organi-
ſation, die Verantwortung aufbürden, unter den verheirateten
Lehrerinnen die herausfinden, die wir vom Standpunkt der Schule
aus nicht entbehren möchten. Da die nächſten Jahre aber eine
Einſchränkung der Lehrkräfte erfordern, ſo wird man auf irgend
einem Wege dahin kommen müſſen, die Zahl der verheirateten
Lehrerinnen zu verringern. Das ändert gar nichts an der vprin-
zipiellen Stellung der verheirateten Lehrerin gegenüber; nach wie
vor iſt die Frage nach der Perſönlichkeit die erſte, die wir nie außer
acht laſſen dürfen. Den geſetzlichen Körperſchaften aber gibt dieſe

jetzt ſo ſchwer zu löſende Frage mit doppeltem Ernſt die Aufgabe
Seid behutſam bei dex Schaffung des Geſetzes über die Leh
rerinnen-Ausbildung. Sorgt dafür, daß nie wieder eine Behörde
vor die Wahl geſtellt wird: Welcher Teil unſerer Lehrkräfte kann

am eheſten entbehrt werden?, ſondern laßt es dahin kommen, daß
wir nur mit Perſönlichkeiten zu rechnen haben, die aus tiefer Ver
antwortung heraus der Schule dienen.

PaulaHenningſen.
Das Vaterland.

„Das Vaterland iſt eine Gaſſe, in der wir als Kinder am Abend
geſpielt. es iſt im Garten der Nußbhaum, auf deſſen Früchte wir
gewartet haben. Kaffee und Kuchengeruch im durchwärmten
Elternhauſe. durch Wieſen ein ſchmaler Pfad, der zur Stadt zurück
oder aus der Stadt hinausführte nicht der Staat, die Organi
ſation der Macht, der Gewalt und Autorität. ſondern die Er
innerung an freundliche Minuten der Kinderzeit

Leonhard Frank („Der Menſch iſt guk.“)

Halliſches Cheater- und Kunſtleben.
Stadttheater. Heute, Mittwoch, abend 74 Uhr wird Mozarts

„Zauberflöte“ gegeben. Die Vorſtellung Wilhelm Fell' am Don-
nerstagabend 72 Uhr iſt nicht von der Volksbühne beſetzt, ſondern
ilt als vollſtändig öffentliche Aufführung:; es ſtehen infolgedeſſen
ämtliche Plätze des Stadttheaters für dieſen Tag zum Verkauf
Thaliatheater Jm Thaliatheagter wird am Sonntagabend

725 Uhr Der ungetreue Eckehart“, Schwank von Hans Sturm,
S Karten im Vorverkauf an der Kaſſe des Stadt

eater
Der Vortrag Walter Gropius am Mittwoch im

maximum beginnt nicht um 8 Uhr, ſondern 875 Uhr, Auditorium
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Reidstag.
Anklagerede des Genoſſen Kunert gegen die Rlaſſendygiene.

Der Rei ſetzte am Dienstag die Ausſprache über den Haushalt des Reichsinnenminiſters fort. Unſer Ereſ Löwe in
erweiterte und vertiefte die tte über die kulturpoli-
tiſchen Aufgaben des Miniſter iums. Er rü
viele Träger der Wiſſenſchaft als eine ihrer Hauptaufgaben an
ſehen, den demokratiſchen Staat und die Stagtsgewalt zu unter
raben. Die Arbeiterklaſſe habe eine nahezu fromme Gläu
igkeit zur Wiſſenſchaft. Sie ſtrebe weit über den Rah

men des Materiellen hinaus. Löwenſtein bedauerte ferner, daß
das Lehrerbildungsgeſ,eb noch immer nicht dem Reichs
tag vorgelegt ſei. Aus einer Reihe von weiteren Einzelforderungen,
die er vortrug, erwähnen wir noch das Verlangen nach einem Aus
bau der Erziehungsbeihilfe für befähigte bedürftige Schüler.Unſer Redner der den Klaſſenkampf als einen ſitiiden Befrei
ungskampf ſchilderte, ſchloß mit dem Hinweis, daß die jetzige Rot
i ein neues, ſtarkes Arbeitergeſchlecht ſchaffen werde, das zur
demokratiſierung der Wiſſenſchaft hinſtreben müſſe. Staatsſetre-

tär Heinrich Schul z erwiderte, daß das Berufsſchulgeſets dem
Kabinett zur Beratung vorliege und hoffentlich bald die parla
mentariſchen Körperſchaften beſchäftigen werde. Die Notwendig-
keit des Ausbaues der Erziehungsbeihilfe erkannte er an. Das
Miniſterium arbeite darauf hin. daß auch hochbefähigte junge Ar
beiter mit Volksſchulbildung Erziebungebe hihtfen erhalten, da
mit ſie im abgekürzten. Verfahren das Abiturfum nachholen und
zur Hochſchulbildung kommen können. FJm weiteren Verlauf der
Ausſprache verlangte Genoſſe Meier (Zwickau), daß der Teil der
Wohlfahrtsangelegenheiten (Armenſachen), die jetzt noch im Reichs
miniſterium bearbeitet werden, zur Erſparnis von Verwaltungs-kräften dem KReichsarbeiteminiſterium mit überwieſen werden

follen. Präſident des Reichsgeſundheitsamtes, Dr. Bumm, ent
rollte dann ein erſchütterndes Bild von dem Abwärtéegleiten der
Volksgeſundheit in Deutſchland. Insbeſondere gelte dies für das
ganze Ruhrgebiet, für die Städte und für die Jnduſtriezentren,
während auf dem Lande die Ge t
noch beſſer ſeien. Insbeſondere ſei das Verlangen nach Fett in
der deutſchen Kinderwelt ſehr ſtark, und es könne nicht voll be
friedigt werden, Tuberkuloſe Erkrankungen en neuerlich
enorm zu, und zwar handle es ſich um eine große Anzahl neuer
Erkrankungen; denn die alten Erkrankungsfälle ſeien infolge derErnährungsſchwierigkeiten längſt ab geſtorben. Ganz ver
heerend wirke die Tuberkuloſe zurzeit bei Kindern und Jugend
lichen. Jn den Volksſchulen ſei jeder zehnte Schüler tuberkuloſe
krank. Die Ausſprache wurde vertagt, nachdem noch Genoſſe
Kunert an den hohen mediziniſchen Koſten lebhaft Kritik geüht
und an manchem Einzelbeiſpiel, ſo u. a. bei Salvarſan, nach
rigen tte, wie ſich große Unternehmungen auf Koſten der
Volksgeſundheit bereichern. Die Dividenden der chemiſchen

abriken und der Kurs ihrer Aktien ſteigen fortgeſetzt. Einſt habe
rofeſſor Ehrlich ſelber erklärt. der Verkaufspreis müſſe mög
ichſt niedrig ſein, die Krankenhäuſer und Krankenkaſſen müßten

es zum Selbſtkoſtenpreis erhalten. Doch jetzt werde Klaſſenhygiene
betrieben zugunſten der Beſitzenden. Eine Beſſerung könne nur
durch Verſtaatlichung des geſamten Geſundheits-
weſens erzielt werden.

Siering im Ruhrgebiet.
Ruhrrevier, 21. Februar (Eig. Drahtb.)

Am Dienstag iſt der preußiſche Handelsminiſter, Genoſſe
Sie rung, aus dem Ruhrgebiet nach Berlin zurückgekehrt. SeinAufenthalt im Einbruchsgebiet galt ausführlichen Veſprechungen

mit Vertretern der Gewerkſchaften und der Betriebs
räte, der Arbeitgeberorganiſationen, der83 ndelskammern uſw. über die wichtigen Fragen, wie allen

nzö w. Eingriffen zum Trotz Verkehr und Jnduſtrie,
ndel und Gewerbe auch fernerhin aufrechterhalten werden

nnen. Ausgiebig erörtert wurden die Fragen der Lebens
mittel verſorgung und everteilung, der Preisgeſtaltung und der Lohn- und Gehaltszahlung. Mit
dem Miniſter waren ſich die Vertreter der einheimiſchen Be
rer darüber klar, daß man ſich, ſo wie die Dinge lägen, auf
einen Abwehrkampfvonlanger Dauer einſtellen müſſe.

Die Sicherung der Lohnzahblung.
Dortmund, 21. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

In verſchiedenen Bezirken des beſetzten Gebietes iſt in den letzten
Tagen von der Arbeiterſchaft wiederholt die Forderung aufgeſtellt
worden, daß die Arbeitgeber auch bei verminderter Produktion u. a.
die Löhne und Gehälter zahlen. Jn Anbetracht deſſen verweiſtunſer Sonderkorreſpondent darauf, daß zwiſchen der Intereſſen

meinſchaft rheiniſcher Arbeitgeberverbände und den Gewerkſchaf-n auch den freien, bereits eine Vereinbarung getroffen wurde,

ſich ſeit dem 12. Februar in Kraft befindet, nach der Ent-
ungen von Arbeitnehmern ſoweit als möglich vermieden werden,
er die Lohnzahlung vom Arbeitgeber getragen werden muß,

olange er dazu imſtande iſt und ohne daß der wirtſchaftliche Fort
beſtand ſeines Betriebes gefährdet wird. Wo der Arbeitgeber nicht
mehr in der Lage iſt, die Löhne fortzuzahlen, geſchieht das aus den

mitteln der S enigen Arderrneßwer,e h ne nflüſſe der Bea dung oder durch die Zurück weiſung un hr t veranlaßt wird, erhalten ihren ig

Arbeitnehmer, deren Arbeitsloſigkert nur mittelbar durch die
rung veranlaßt iſt (Rohſtoffinduſtrie, Kohlen und Abſatzmangel

Ein Geſtändnis Bucharins.
„Das Abe des Kommuniswus veraltet, weil aas Programm

veraltet iſt.
Moskan, 29. Februar. Nach Lenin ergreift in der„Jsweſtijſa“ Buch ar in das Wort und kündigt für den bevor

ſtehenden zwölften Kongreß der Kommuniſtiſchen tei die Vor
lage eines neuen Programms an, da die bisherigen Grundſätze der
Partei veraltet ſeien. Bucharin ſagt in ſeinem Artikel wörtlich:
„Das Wirtſchaftsleben Sowjetrußlands bewegt ſich in auffteigender
Linie, doch dieſe Wiedergeburt vollzieht ſich außer durch eine Kräf-
tigung der ſozialiſtiſchen Formen (7) auch auf dem Wege eines
Anwachſens der kleinbürgerlichen und bürgerlich-kapitaliſtiſchen
Formen. Es ergibt ſich die Gefahr, daß wir durch ein noch raſcheres
Wachſen der privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsreformen erſtickt
werden, hervorgerufen durch eine Spaltung des bisher einheitlichen
Blocks der Arbeiter und Bauern. Dieſe Gefahren ſind nicht die
des heutigen Tages, doch ſie beſtehen. Die Befeſtigung des Blocks
drängt ſich daher auf die Tagesordnung und eine Reihe wirtſchaft
licher Fragen des Kongreſſes müſſen von dieſem Geſichtspunkte
aus betrachtet werden. Unſer Programm iſt, was ſeinen geſamten
konkreten Teil betrifft, ſichtlich veraltet. Das ganze Gebiet der
neuen Wirtſchaftspolitik liegt außerhalb eines Geſichtsfeldes. Das
Leben hat dieſes Programm überflügelt. Das gleiche gilt auch für
den dazugehörigen Kommentar, „das Abc des Kommunismus“.
Auch er iſt veraltet, weil das Programm veraltet iſt. Wir brauchen
daher ein offigzielles Parteidokument, worüber der bevorſtehende
Kongreß zu entſcheiden hat.“

Man darf geſpannt ſein, wie das neue kommuniſtiſche Pro
gramm ausſehen wird. Nach den Darlegungen Bucharins wird
es durchaus reviſioniſtiſch ſein. D. h., die Partei wird die Politik
des luftleeren Raumes aufgeben und ſich theoretiſch den Er
ſahrungstatſachen anpaſſen. Wir ſind auf das Programm ſehr
geſpannt. Noch geſpannter aber darauf, wie man den gläubigen
Schäfſchen die neue Medizin verabfolgen wird.

Der preußiſche Miniſter des Jnnern, Genoſſe Severing, hat alsAntwort auf die Entwaffnung der Schu polizei in Eſſen einen
Befehl erlaſſen, wonach in ſeinem Bereich die Polizeibeamten nicht
ohne Uniform und Bewaffnung ihren Dienſt verſehen dürfen.

Wirtſchaftspolitik.
Zuchthaus für Schieber.

Der h h des Reichstags beſchloß beider Beratung des Notgeſetzes, daß die ungenehmigte Ausfuhr
lebenswichtiger Gegenſtände mit Zuchthans bis zu fünf Jahren
und Geldſtrafe in unbegrenzter Höhe bedroht werden ſoll. Schleich-
handel, vorſätzliche Preistreiberei oder vorſätzliche verbotene Aus
fuhr lebenswichtiger Gegenſtände ſoll in beſonders ſchweren Fällen
mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren beſtraft werden. Die Todesſtrafe
wurde abgelehnt. n Fällen dringenden Verdachts ſoll
Schließung des Geſchäfts und Beſchlagnahme erfolgen.

Die Rentabilität des Roggenbaues.
Seit dem Sommer find die Umlagepreiſe jetzt bereits

um zweiten Male erhöht worden. Für das dritte
Sechſtel beträgt der Preis jetzt 165 000 Mk. pro Tonne,
das ſind pro Zentner 8250 Mk. Von einem Beamten
gret der „Dresdener Volkszeitung eine Zuſchrift zu,

ie eine Aufſtellung über die Produktionskoſten des
Roggens enthält. Es geht daraus hervor, daß auch
bei dem für das erſte Drittel feſtgeſetzten Umlagepreis
für den Roggen bauenden Landwirt ein ſehr an-

i herauskommt. Wir geben von
er Zuſchrift folgendes wieder:

Bei den Verbrauchern iſt eine große Erregung darüber entſtan
den, als die Landwirtſchaft ſchon für das r Drittel einen außer
ordentlich hohen Preis verlangte, etwa eine Vervierfachung über den
ſeinerzeit vom Reichstag feſtgeſetzten Preis. Um der öffentlichen
Meinung ein Urteil zu ermöglichen, geſtatte ich mir eine Rechnung

n über die Rentabilität des Roggenbaues im letzten
ahre.
Jch bin ein kleiner Beamter in Mitteldeutſchland. Der Boden,

den ich beſitze, iſt recht dürftig, 7. bis 8. Klaſſe. Er eignet ſich nur
zu Roggen und Kartoffeln. Er hatte im Frieden einen Wert von

e e t de Wilke t et
der vorige Sommer ſehr dürr war, waren die Lupinen völlig miß-
raten. erntete nur einen Zentner. ch habe dann auf
Roggen ellt und folgende Unkoſten gehabt:

110 Pfund Saatroggen (Petkuſer), aus erſter
uelle gekauft, mit Fracht NHB,60 M.Stoppeln und ſpäter zur Saal Pflügen 120

Drillen c e e 708 Zentner Thomasmehl, kurz vorher gekauft 156
5 ntner KainitDüngermiſchen und Streuen
im Frühjahr 80 Pfund Natronſalpeter gehen,

im n ven im 1 ane und reren des Getreides 174,
Binden, in Mandeln geſetzt, ſowie Nachharken 120
Ummandeln wegen Regen nötig 40
r des Getreides 990reſchen mit der Maſchine 850Generalunkoſten, Grundſteuer 80 Mk., Lager

raum für Getreide und Stroh uſw. 100Grundrente 10Summa: 1670,60 M.
Jch bemerke, daß ich manche Arbeiten ſelbſt gemacht habe, wie

Düngerſtreuen, Binden, Mandeln ſetzen, Nachharken und Um
Jch habe ſie aber genau nach ortsüblichen Preiſen be

rechnet.

Als ich 814 Zentner. Jch verwende den Roggen inder eigenen Wirtſchaft und möchte als Durchſchnittswert 5000 Mk.
einſetzen je Zentner, alſo im ganzen 42,600 Mk. Stroh kabe ich
ſofort 5 Zentner verkauft zu 20H Mk. je Zentner alſo für 1000 Mk.,
7 Zentner habe ich noch übhrig. Dafür möchte ich einen Marktpreis
von 1000 Mk. je Zentner einſetzen der jetzt ums Dreifache und mehr
überholt iſt. alſo 8000 Mk. Jch komme alſo auf einen Rohertra
von 50 509 Mk. und einen Reinertrag von 48 830,40 Mk. Dabei wir
jeder Landwirt zugeben, daß er mindeſtens denſelben Ertrag
herauswirtſchaftet, eher noch mehr. Denn ſelbſt iſt der Mann.
Unſere Gegend war auch nicht etwa vom Wetter begünſtigt.

Nehmen wir nur den erſten Umlagepreis von 1415 Mk. je Zentner,
ſo ergibt das für mein Grundſtück einen Rohertrag an Roggen von
12 027,50 Mk. Dies mit dem Stroh zuſammen gibt einen Geſamt-
rohertrag von 20 027,0 Mk. und als Reinertrag 18 856,90 Mk. Auch
dies iſt für die Landwirtſchaft noch recht ausreichend. Aber es wird
ja nur etwa die Hälfte des Getreides von der Umlage erfaßt. Unter
vier Augen die meiſten Landwirte unumwunden zu, daß
ſie mit den Verhältniſſen recht zufrieden ſein können. Aber in der
Maſſe wird jeder niedergeſchrien, der für Maßhalten eintritt. Jn
Weizengegenden ſind die rträge durchſchnittlich noch viel beſſer als
in unſern magern Böden. Aber da ſind die Landwirte am unzu
friedenſten. Mit den größeren Scheunen ſteigt vielfach das Geſchrei.

Die Landwirtſchaft hat den großen Vorteil, daß ſie am eheſten
vom ſteigenden Dollar Nutzen hat. Denn die Getreidepreiſe folgen
als wichtigſte Weltmarktware dem Dollarkurſe zuerſt. Jm letzten
Jahre waren Saatgut und chemiſcher Dünger ganz unverhältnis
Raßig niedrig gegen den Preis des ſpäter geernteten Getreides.
Nun ſind ja jetzt die Düngerpreiſe recht hoch. Ein Zentner Stick
ſtoffdünger koſtet etwa einen Zentner Getreide. Aber die Wieder
beſchaffungskoſten chemiſchen Düngers erzielt die Landwirtſchaft
auch bei niedrigem Umlagepreis, weil ſie nur wenige ſo teure
Wiederbeſchaffungskoſten hat, wie den chemiſchen Dünger. N. R.

Deviſenkurſe.
Heute 20. 2. 23

Mark (Weld) Mark (Geld)

1 holländiſcher Gulden o e 9 8840 8600
1 däniſche Krone r 2989981098 4300 4200
1 italieniſche Lira 19060 10401 Pfund Sterling 103900 191 Dollar e 2240 2201 franzöſiſcher Frank e e 1340 1390Schweizer Frank e e 4200 41001 tſchechiſche Krone b660 640Tendenz: Schwächer.

Gewerkſchaftsbewegung.
Die Arbeitsloſenverſicherung.

Der Sozialpolitiſche Ausſchuß des Reichswirtſchaftsrates ſetzte
die Beratung des Geſetzeniwurfs über eine vorläufige Arbeitsloſen-
verſicherung fort. Entſprechend dem Regierungsentwurf wurde be
ſchloſſen, die Hausgehilfen in den Kreis der Arbeitsloſenverſicherten
einzubeziehen. Zu einer lebhaften Auseinanderſetzung kam es bei
Beſprechung der Frage der Unterſtützungsberechtigung bei Arbeits
loſigkeit als Folge eines Streiks. Die Arbeitgeber vertraten die
Auffaſſung, daß nur ſolche Erwerbsloſen, die infolge einer wirt-
ſchaftlichen Kriſe ihre Arbeit verloren haben, unterſtützungs-

100 bis 150 Mk. je Morgen. berechtigt ſein können. Demgegenüber verlangten die Arbeit-
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Spätinghof.

55 Roman von K. v. d. Eider.
0 „Wenn bloß der See noch da iſt, der kleine Waſſerſee, murmelte
Lieſe.

Ja, er war noch da, er ſpiegelte den ſchönen klaren September
himmel wieder, der ſich über ihm erhob. Er lag hinter der Wieſe,
auf der noch immer eine Ziege graſte. Eigentlich war es nur
ein Teich, an den Ufern mit Schilf bewachſen; aber es gewährte
einen hübſchen Anblick. Nebenan rauſchte des Müllers Waſſer-
mühle, und des Müllers Enten kamen herangewatſchelt, quakten
und plumpften in den Teich hinein. Lieſe ſtrahlte vor Glückſeligkeit,
ols ſie Tine und Janne alles zeigen konnte.

Die Vorderſeite des Häuschens ging auf die Straße; über der
Tür war eine Sonnenuhr angebracht. Gegenüber wohnte noch
immer ein Schuſter, und in dem Rinnſtein ſpielten barfüßige
Kinder.

Hinter dem Hauſe bis zur Wieſe war ein Gärichen, in welchem
Jmmergrün und buntes Gras wuchſen. Auch ein paar Obſtbäume
und Johannis- und Stachelbeerbüſche gab es hier.

An der einen Seite, dem Teiche zugewandt, war ein kleines Luſt
haus gebaut, mit einer runden Bank und einem Tiſchchen aus
Baumſtämmen.„Hier ſollſt du ſitzen und dich erholen. Du ſollſt es mächtig gut
haben.“

„Gräßlich gut,“ dachte Tine mit wehmütigem Lächeln
Ueber Lieſe Peterſen kam eine fröhliche Geſchäftigkeit; ſie wurde

wieder jung und friſch.
Das erſte war, daß ſie auf des Bruders Grab einen hübſchen,

weißen Stein ſetzen ließ. Auch ein Gitter ließ ſie machen und
flanzte Efen und Jmmergrün auf den Hügel. Der Tote ſollte
ein Recht baben.t eine Grabſtätte für zwei Perſonen. Der eine Platz war

noch frei für Lieſe, nicht für die Frau des Mannes, der dort
unten ruhte. Dieſe trieb ſich ſchon ſeit Jahren draußen in der Welt
herum, ſeitdem ſie eines Tages mit einem leichtſinnigen Schneider-
geſellen davongelaufen war.

Jetzt ruhte der verbitterte Sonderling von ſeiner Lebensreiſe
aus, und ſeine Schweſter wachte über ſeine Ruhe

Das Häuschen war ein bißchen verwahrloſt, es erhielt jetzt ein
anderes Ausſehen. Es wurde tapeziert und geſtrichen und alles
blitzblank gemacht.

Die Frauen lebten ſich bald in ihrer neuen Heimat ein. Lieſe
ſchloß Bekanntſchaft mit den Nachbarn und verſchiedenen älteren

rauen im Dorfe. Auch Janne fühlte ſich ganz wohl, ſie bekam
Freundinnen und ging fleißig aus zum Nähen.

Bald hatte ſie die beſten Nähſtellen im Dorfe, bei Paſtors,
Doktors und Kirchſpielſchreibers und bei den reichen Bauern der
Umgegend.

Sie war bald eine geſuchte Perſönlichkeit. Die Stadt war
mehrer Slunden vom Dorfe entfernt, außerdem war die Stadt-
ſchneiderei ſehr teuer; die Näherſche im Dorfe aber führte Nadel
und Schere etwas ungeſchickt.

Janne wurde auch ihres munteren und friſchen Weſens wegen
überall gern geſehen. Tine freute ſich darüber in ihrer ſtillen Weiſe;
ſie ſelbſt aber ging den Leuten aus dem Wege.

Vald hieß es von ihr: „Sie iſt ein bißchen wunderlich.“ So
nahm man Rücſiche auf ſie.

Jn den ſchönen Tagen des Herbſtes ſaß Tine in dem Garten in
dem kleinen Luſthauſe. Sie beobachtete ſtundenlang, wie die Ziege
ihren weißen Kopf beim Abrupfen des Graſes hob und ſenkte, wie
der Wind mit den braunen Katzkeulen im Schilfe ſpielte. Sie
blickte nach den Pappelkfronen jenſeits des Teiches. Sie ſah ganz
deutlich, wie die fernen Zweige ſich voneinander bogen und wieder
zueinander neigten, wie die Blätter ſpielten, und ſie hatte ihre
eigenen ſchönen Gedanken darüber. Wenn dann Lieſe herankam
und ihr tief und fragend in die Augen ſah, ſagte ſie nur: „Wie
ſchön iſt es hier!“

Jm Spätherbſt, als es draußen zu feucht wurde, ſaß ſie in der
Vorderſtube am Fenſter. Sie ſtrickte ein wenig; daß ſie nähte, litt
Lieſe nicht. Dabei ſah ſie oft anf die Straße, wo die Kinder
ſpielten.

Wenn keine Kinder da waren, dann hüpften ſicher ein paar
Spatzen über das Steinpflaſter, oder des Müllers Muſch kam vor-
beigeſchlichen. Zu ſehen gab es immer etwas. Wenn aber eine
Nachbarin am Hauſe'vorbeikam und ins Fenſter hineinnickte, dann
zog Tine ihren Kopf raſch zurück.Lieſe Peterſen rumorte geſchäftig im Hauſe umher. Sie machte

mit vieler Mühe und r em Aufwand von Zeit Butter und Käſe.Sie kochte Birnen un Duntten ein, machte Würſte und pflanzte
Kohl. Den ganzen Tag batte ſie etwas im Hauſe zu tun, zu putzen
und zu ſcheuern. Sie lebte in der Wirtſchaft ordentlich auf.

Die Näherei hatte ſie ganz aufgegeben. Sie hatte ihre Maſchine
auf den Boden geſtellt. „Sie iſt zu alt geworden,“ äußerte ſie. „Das
Alter hat ſeine Nücken; ich kann nicht recht mit ihr auskommen.“

Tines Backen wollten nicht wieder rot werden; der Huſten wich
nicht. Liefe wollte zum Doktor gehen, aber das litt ſie nicht.

„Mein Vater iſt bei ſeinem Huſten alt geworden,“ ſagte ſie: „ich
kannte ihn gar nicht anders als mit dem Huſten. Ja, was eine
h Erkältung iſt, die muß ſich auskurieren, die dauert ein
paar Jahre.“

Wie gern glaubten es die beſorgten Frauen.
Einmal kamen Zigeuner ins Dorf. Sie gingen im Dorf herum,um Keſſel zu fliden, und bettelten und ſtahlen nebenbei, wo es

anging.
Auch in Lieſe Peterſen kleines Haus kam ein altes Zigeunerweib.

Lieſe ör ſie grob an und gab dann mit vollen Händen, wie es in
ihrer Art war. Die Zigeunerin ergriff ihre Hand und weisſagte
ihr allerlei Schönes, ein langes Leben, Geſundkeit und Geld.

Die Alte trat auch zu Tine, die in ihrem Rohrlehnſtuhl am
Fenſter faß, und ergriff deren ſchmale, weiße Hand. m

Tine entzog ſie ihr. „Nein, nein,“ ſagte ſie haſtig. Eine flüchtige,
feine Röte huſchte über ihr Antlitz. Nein, ſie wollte nicht wiſſen,
wie lang oder kurz ihr Leben noch währte, was ihr noch bevorſtand
in re und Leid; ſie wollte nehmen, wie es kam, wie Gott es
wollte.

„Janne,“ ſagte ſie am Abend dieſes Tages zu ihrer Tochter, „ver
ſprich mir, daß du dir niemals wahrſagen läßt. Hörſt du, niemals!
Es iſt nicht gut. Man richtet ſich doch dangch. Ob es nun ein
trifft oder nicht, es nimmt einem die Ruhe.“

Janne lachte ihr helles, friſches Mädchenlachen. Da brauchſt dy
nicht vange zu ſein, Mutting. Jm Ernſt glaube ich an ſo was gar
nicht. Bloß aus Spaß hätte ich mir gern einmal die Karten legev
laſſen. möchte wohl wiſſen, ob ich bald einen Bräutigam
bekomme.“

Faſt erſchrocken ſah Tine auf. Als ſie in die blauen Augen Janne
blickte, die vor Mutwillen und Lebensluſt blitzten, da war es ihr
klar, daß ihre Tochter kein Kind mehr war.

„Janne,“ bat ſie leiſe, „nicht wahr, wenn du jemals einen gery
leiden magſt, dann ſagſt du es deiner Mutter.

„Ja, mein ſüßes Mutting, du ſollſt alles wiſſen,“ war Jannes
Antwort, die ſie mit einem Kuß beſiegelte.

(Fortſetzung folgt.)
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erſicherung. e Regierung erklärte, daß ſie
ei, die mittelbar am Streik Beteiligten in der Verſicherung
e zu berückſichtigen. Alle Anträge, auch die Faſſung der

gegen die Stimmen der Arbeitgeber
Sir n der Geſamtabſtimmung wurde das Gefetz in erſter
Leſung mit den Stimmen der Arbeitnehmer angenommen. Jn der
zweiten Leſung wurde zen die Stimmen der Arbeitgeber in der
Frage der Verſicherung der mittelbar vom Streik Betroffenen
folgender Paſſus der h wiederhergeſtellt: „Arbeits-
loſe, deren Arbeitsloſigkeit durch inländiſchen Ausſtand oder in
ländiſche Ausſperrung unmittelbar verurſacht iſt, haben für die
Dauer des Ausſtandes oder der Ansſperrung keinen Anſpruch auf
Arbeitsloſenunterſtützung.“

Derſelbe n nte mit den Stimmen der Arbeitnehmer

bereit
teilwei
Regierungsvorlage, wurden

e n die V

einen Geſetzentwur der eine Beſchäftigung bis zu drei
Stunden an einem ntag in jedem Monat für'die An geſtell-
ten im Handelsgewerbe vorſah.

Der Bergarbeiterſtreik in Frankreich und Belgien.

Ueber die Lage im en Bergbau macht das Miniſterium
für öffentliche Arbeiten Angaben, wonach in den Departements
Nord und Pas de Calais am Vormittag eine ausgeſprochene Beſſe
rung zu verzeichnen el ſei. Jm Loire-Departement ſei die
Lage unverändert, jedoch eine Arbeitsaufnahme in ſehr geringem
Umfange in Firminy zu verzeichnen. den Departements
Averron und Tarn werde voll gearbeitet. Jm Departement Gard
ſei die Lage unverändert, desgleichen im Moſeldepartement.

Eine Abordnung der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Bergarbeiter iſt
geſtern vom Arbeitsminiſter Perronnet empfangen worden. Gegen
x wird eine Altersverſorgung von 1500 Franken jährlich
gezahlt. Die Bergarbeiter fordern 2000 Franken. Die Alters-
grenze ſoll ferner von 55 auf 50 Jahren herabgeſetzt werden. Der
tommuniſtiſche Bergarbeiterverband trat am Dienstag in Paris
zu einer Konferenz zuſammen, um über die Lage zu beraten und
zu entſcheiden, ob der Bergarbeiterſtreik fortgeſetzt oder abgebrochen
werden ſoll.

Wie aus Brüſſel e wird, ſtreiken die belgiſchen
Bergarbeiter in der Gegend von Mons beinghe vollſtändig. Von
37 000 befinden ſich 35 000 im Ausſtand.

Aus dem Halliſchen Gewerkſchaftsleben
Zum Streik in der Steindruckerei Karl Warnecke, Branden-

burger Straße 5. Jnfolge des vertragsbrüchigen Verhaltens der

V S D Stadt Theater.Donnerstag, adds. 7* Vpr:
Wilhelm Telf zum Selſtverbrauch Donnerstag früh 20000 Pfund

Halle u. Bezirt Merſeburg krenag: s682 ß feſ Heszine nSirkrang de W Saole). er. Siexried. June DDne
intergekäude, 2 Treppen Fernrure K(mstler-Splele II be e St0ek auf 1 Ptans

Barteigenoſſen Die Aufklärung der e. Bu. B. alliſche Bronze u. PtundFrauen i zwin dende Rotwendigkeit. ägerv. Ecke Gr. Urichstr. etallwarerfabrik Ey handelt sioh um wirklich lebend-
Bringt deshalb zu allen Veranſtaltungen Bes.: Albert Koeb. Anthur Täglich trische, alſerbesto Ware, Gebratepv,

der Partei Eure Frauen mit. Jeden Abend S Vhr: 3 e T 33 s e Z5G. m. b. wohlsehmeckendes, vahrhaftes unHalle Das grobe Programm Galle a. S. billiges Essen.
mit ersten Künstlern.
III

Kor'elldelegierte der VSPD. Don-
nerstag, den 22. Febr., im Gewerkſchafts
haus Zimmer Fraktions ſitung. Es

ber miktekbar bom Stretk Firma Warnede, hal die Verſammlung ber

a c I v h

e disarbeiter vom 20. Februar beſchloſſen, einen abeitrag (für
männliche 700 Mk., weibliche 500 Mk.) zu entrichten, und zwar
auf die Dauer von 8 Wochen. Als Arbeitswillige find folgende
Arbeiterinnen feſtgeſtellt: Ella Müller, Richard-Wagner-Straße
(Muſeum) Frau Reimann, Reilſtr. o und Martha Kirchhoff,
Martinsberg 4. Arbeiter und Arbeiterinnen meidet den Betrieb der
Firma Warnecke, Brandenburger Straße 6, und übt Solidarität!

Aus aller Welt.
Das junge Mädchen am Nebentiſch.

Ein Rdentener in der Weihnachtsnacht.
Unter dieſer heiteren Ueberſchrift erzählt der „Vorwärts“ in

ſeinem Berliner Teil folgende ebenſo heitere wie für das geſell
ſchaftliche Leben der Gegenwart begzeichnende Geſchichte:
Am letzten Weihnachtsheiligabend war der Kaufmann J., ein

nicht mehr ganz junger Mann, einſam und allein in ſeiner Wo
nung. Seine Frau befand fich auf Reiſen. Um der Einſamkeit
und den trüben Gedanken zu entgehen, begab ſich Herr J. in das
Café Weiß am Hackeſchen Markt und trank dort, der fernen Gattin
edenkend, eine Flaſche Rotſpohn. Da bemerkte ſein
ummervolles Auge an einem Nebentiſch ein junges

Mäbchen, das

am e J n einem FSriFken Tager in des
mer, der Kaufmann begab ſich mit dem n in daß

eheliche lafgemach. Das en r einmalihrem Veriohten, und als ſie wiederkam, erklärte ſie, ſie müſſe
ofort die Wohnung verlaſſen. Hernach eige ſich die Beſcherung,
enn der Kaufmann ſtellte g. daß ſeine Gäſte allerlei, ſo z. B,

die goldene Uhr, die Brieftaſche, Silberzeug uſw., harten mitgehen
laſſen. Die Polizei ſtellte feſt, daß der Bräutigam vom
Weihnachtsheiligabend ein den Behörden wohl-
bekannter Dieb namens Simon Baumwoll aus
Warſchau war. Jn der Gerichtsverhandlung behauptete der
Angeklagte ſteif und feſt, er ſelbſt habe nichts geſtohlen, ſondern
ſeine „damalige Braut“, von der er aber weder Namen noch Adreſſekenne. Das Fericht konnte den Beweis dafür, daß Baum-
woll mit dem Mädchen zuſammen gearbeitet
habe, nicht erbringen, und ſo mußte der Anegeklagte denn ſchließlich freigeſfprochen werden.

Lehrer und Schüler ertrunken. Bei einem Ausflug nach dem
chfenwald, den eine Klaſſe der Oberrealſchule St. Georg, in

amburg unternahm, überſchritten einige Schüler das Eis der
infolge der vielen warmen Quellen trügeriſchen Bille und brachen
ein. Der Lehrer, Dr. Meyerhyf, geriet bei den Rettungsverſuchen
ebenfalls unter das Eis und fand mit dem Schüler Siems ſeinen
Tod. Ein anderer mit eingebrochener Schüler konnte ſich wieder
aus dem Waſſer herausarbeiten.

Flüchtlingsſchickſal. Reuter meldet aus Konſtantinopel, daß an
Bord des Transportſchiffes „Themis“ von 4500 Flüchtlingen aus
Noworoſſijſk allein 800 an Pocken, Typhus und Cholera
geſtorben ſind. Die meiſten der Opfer waren griechiſche Flüchtlinge.

Wir kaufen

Marienſiraße 2.

r h W

Taſſe Tee

ganzen

wirt auf vollzähliges Erſcheinen gerechnet. Alte 3078
SAJ. Gruppen Nord u. Zentrumd den r 3 wir r S wieder vorrätig. NurGiehichenſteiner Schule. p. n lHie ſichenſteeg Fehlern ebhrſ Uker u. Ziergerate mit Wiln. Krauig, Nordse Gr. Vjrichstr.58

„Muter Erde. Siiberſtenwel Lederhandlung Tel. 1274. 1275.ind Gruo e de J An Neue Promena“e 15.n der Taamtſchule: Lefe- un u nſchmelzenMuſinircſt umenyte ſind mi zutringen. Um zur Anferſiquno Camml Absätze.

Sohlled.-Auvschnitt

Wohnumg einl aſeine Wohnung und man ſaß lange fidel beiſammen.
bot Herr J. dem „Brautpaar

zu trinken. Da entſann ſich die ſchöne
daß das eigentlich nicht ſchicklich ſei, da ſie doch verlobt ſei und ſchon
einen Bräutigam habe. Dieſem ſeeliſchen Konflikt machte J. da

durch ein Ende, daß er auch den Bräutigam der während der
Zeit an einem Nebentiſch

den bisherigen kleinen Seitenſprung der „Braut'“ ſich nicht ſonder-,
lich erregt arzeigt hatte, ebenfalls zu einem Gläschen Likör in ſeine

L leitete den Kaufmann inDas „Brautpaar“

enfalls in recht elegiſcher Stimmung war, und
bald fanden ſich die gleichgeſtimmten Seelen zu einer zweiten
Flaſche zuſammen, der dann noch mehrere folgien. Jn weſentlich
eſſerer Stimmung machte ſchließlich der Kaufmann der jungen

Dame, die ihm ſo nett über den angeriſſenen Abend hinweggeholfen
dedte, den Vorſchlag, in ſeiner Wohnung noch eine

geſeſſen und über

Obdach in ſeiner Wohnung an. Der

O. H. Schul
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kanntes und wirkssmesSchließlich

Verantwortliche Redakteure: Für Politik und Wirtſchaft:
für Halle und Saalkreis ſowie für Gewerk

chaftliches: GottliebKaſparet: für den provinziellen Teil
Karl Garbez; für das Feuilleton: Hermann Langez für den
Anzeigenteil: Wilh. Herz i g. Verlag: Volksblatt G. m. b. H.
Druck: Halleſche Genoſſenſchaftsbnchdinekerei, e. G. m. b. H.,

Halle Saale. Harz 4244.

e Hautauscchue, Belnschäden anptaen)
ist San. Rat Dr. h ein seit Jabrsehnten be-

ttel.
Zu haben: Halle, Viktoria-Apotheke, Gr. Steinstraase 32.
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ßitten Körde, Taschen u. dgl. mitrabringen-

Verkauf von 8 Uhr früh dis 7 Uhr adends.

für schnelle Bedienung Ist gesorgt.

ſilb rrerBeſt cke.
Legitimations

papiere bit.e ich

zahlreſches Erſcheinen wird s
it den 23. Februar.Herseburg. Fritger, Seſterſte, 4, 11

r
fernen trarzpon.

hlt ſtets höhe iſe g r a r 4

Imem Band der Knegonfer, Euleden.

Frettag, den 38. Febrasr, abends 8 V n
„Volkshaazeaal“:

Großer Theater Abend
Zur Aufführung gelangt Die Waßen
nieder“, soziales Drama. Zam Beseten der
Kongrmanden der Kriegsopfer und Hinter-
bliebenen. Karten im Vorverkauf für 250
Mark b. Fell-Hocfmann, Sangerhämer Konsum.
Karten an der Adendkaase 00 V. Kaanen-
ötknang 7 Vhr. Internationeler Bund
der Kriegsaopter.

Am 20. Februar tritt die Miniſterial
Verordnung vom 8. Februar 1028 über
die Pflicht zum Anshang von Preis
ſchildern folgenden Jnhalts in Kraft:Frauenverſammlung. Geoſſin Matzelt mitzub. ir gen.(Görlitz ſprickt über Wohlfah tspfltege. Juwelier 4 r 1 1 C g 1. Wer im Kleinhandel feilgehaltene

77 h r e Tiitsl of eo79 Waren der im H 2 dieſer VerordnungGreppin. glenee J hr im Vonai 3 e ren Katzen auch lebend). begeichneten Art in Läden, UoSchmi t Mitgliede veiſammlung. Ta es Beſteckhaus Waschkessel Eingan Sehr z rW gna e e iniinmiuminninnamunhnimn dat rn en Bruder s aße 7 Kl Steinſtr. ten den r im
X ausſtellt oder anpreift, iſt verpflichtet,Elsterwercg. e Brilianten Gerberel die Waren mit Preisſchildern zurua, Spärkochetglieder erſammlun, Tagesor nung Ko- 60old-, Silber- verſehen, aus denen der genaue Vermunalwahlen und Au'iſtel ung der Kandi Ringe. Ketten kK h 9 kaufspreis der einzelnen Ware erſicht-daten. Es iſt Pflicht aller Eenoſſen und Unhren aller Art I er 5 lich iſt. Der Preis iſt tunlichſt für ein

Genoſſinnen in dieſer Verſammlung zu ganzes Pfund, Liter, Meter, Stück oderetſcheinen. un Chrixtjan Glazef NMerseburg, Fischerstraße 5 ine ſonſtige handelzübliche Einheit
H. Schindler,
Juwelier u. Uhrmacher
Kleine Virichstrasss 35.

Mansfelder Lande.
etag den 1. Februar.klsleben. r un im Bureau,

50: Vor ung.Grabenſtraße P s od.

Gr. Klausstr. 24
Fernrut 6188

Sonhl- und Oberleder-
Ausſchnitt und ſonſtige Gegenſtände.

Werbt neue Leser!

der Ware in deutlich lesbaren Karem
in deutſcher Währung, an gut ſichtbarer
Stelle anzugeben. Soweit mehrere
zuſammengehörende Gegenſtände üb-
licherweiſe zu einem Geſamtpreis ver-
kauft werden, iſt das Preisſchild, daß

zeiger alt! ualler Art, 3080 H in dieſem Falle eine Aufzählung derVereinsanzeiger neu und gebrauch', Kleine Anzeigen zuſammengehörenden Stücke, ſowie den
in großer Auswahl, Die Kauf Seiude rm V Amiliche Bekanntmachungen Geſamtpreis zu enthalten hat, in der

Halle. verk. noch preiswert Argeren. Ecncemace r n daß 37 mit einemerricht. Stelleng er Stücke verbunden wirfür das deutſche Otto Thormann, Serenanrarun un ar 4 uArbeiter Esperanto- Bund Sprachgebiet. Brüderitr. 14 e tdier ſtets ihrer Erfola Kreis Querfurt 2. ar im W Je r
Wir veranſ alten öffentiche Verfamm- Betrifft: Reichsmietengeſ Schwartz, Grau un eißbrot,Luxussteuerfreier Verkauf. e etengeſetz. Awibe 3 d Mieter zuſtehende vertrags Sentene d er Aue

Bitterfeld am Donnerstag dem 22. Febr. wirken der Luxuswaren. Jite Fiſch undm Deutſchen Haus (Deſſauer Straße). S Gold regelmäßig zug ie zu ſeiner Aus gRäucherwaren einfacher Art, Kartoffeln
Greppin am Donnerstag, dem 22. Febr., S 2 übdung erforderliche Mitbenutzung ander nd Kartoffelerzeugniſſe, friſches und

in Schmidts Lokal. Sllher-, Platin T weiter, nicht beionders bezeichneter Haus getrocnetes Gemüfe, Milch und Milch-
Holzwe ßig am Freitag, dem 23. Februar S teile, wie z. B. des Hofes, des Ziergartens, hräparate, Butter. Margarine und
in Sonntags Lokal. Double der Wa'ſchküche, des Kellers uw. (veral. fonſtige Speiſefette und Oele, KäſeSqudegdo m P wech, dem 28 Febr. S Band m 902). Eier, Eipräparate, ſowie Eierfatzmittel,n Warzeks Lo Jſt daher dem Mieter einer Wohnung Mehl, Gri aupen, Hü ichte,Samtliche Verſammlungen ſinden abends Brilianten e

8 Uhr ſtatt. Anſchließend beginnen wir S Benutzung überlaſſen, ſo lieat regelmätzig e uneue Anfängerkurfſe, wozu wr recht e Kauß tanfeno 5 ledighich ein einheitiicher Mietvertrag vor und Jaffee-Erſas. Fee. Tgemiſchungen
zahlreiche Beteiltg a erwarten. Leint nur e Wieterf g por und Tee-Erſatz, Kakao, Block-, Tafelund ehe Efperanto! muß die Holland, gchblersdol 10 z FSoweit n r hutzvorſchriften ſchokolade und Schokoladenpulver,
Parole fedes Genoſſen, jeder Genoſſin fein vom Varlct S überhaupt dere r inden, gelten ſie ger und einfache Zuckerwaren, Salz,

Mansfelder Lande s viontbar. z de ung des Gewürze, friſches und getrocknetes Obſt,u 2849 e i r er re Honig, Kunſthonig, Obſtmus, Marme-dieſes Rechts von dem Nacht zur Raumſaden, Futtermittel aller Art, Holz.Eisleben. S en S. Be ler Uhrreparaturen werden billig ausgeführt.dennachmittags 3 Uhr, n kleinen Saale des
Volkshauſes: Mitgliederverfſammlung.

lke bildHelhra. S geha ends 7 Uadr. in der is kla ſigen Volks
ſchule, Zimmer 10
vertrag von Verſailles. Zahl

Vortrag. Der Frierens-
ches Er

Fundſachen- Verkauf.

Freitag und Sonnabend.,
24. Februar 1923 von 9 Uhr vormittags
an findet in unſerem Fundbureau, hier,

den 23. und

benutzung und eine beſondere Behandlung
des Rechts auf Benutzung des Gartens
und Horraums erſcheint mir nicht zuläſſig.
Insbeſondere iſt auch m. E. eine Kündigung
des Rechts auf Nutzung des Gartens und
Hofraums allein nicht zuläſſig, ſondern
nur eine einheitliche Kündigung des
geſamten Mietvertrages.

Kohlen, Koks, Briketts, Torf, Karbid,
Benzin, Venzol, Petroleum, Brenn-
ſpiritus, Kergzen einfacher Art, Streich
hölzer, Berufskleidung einfacher Art,
für den notwendigen Gebrauch be-
ſtimmte, einfache Männer, Frauen u.
S e einfache Leib-,Unter, Bett und Hauswäſche nebſt denſcheinen erwünſcht. Güterſchuppen, Eingang Raffinerieſtraße, Der Herr Reichsminiſter der iſt S ie öffentliche Verſteigerung von Fundgegen der vorſtehenden Anſicht t we- W Wien B.

0 ſtänden gegen ſoförtige Varzahlung ſtatt Berlin, den 10. November 1922. wolle, Rähgarn, einfache Männer,
3076 Retchsbahndirektion Ter Reichsarbeitsmintſter. auen und Kinderhüte oder Mittzen,

J. V.: gez. Dr. Geib. r den notwendigen Gebrauch ber uc Ah träge Fuhren aller Art, u ihr eederwaren u edererſaauch Aſchenfuhren, r. zur allgemeinen waren, Möbel, Haus und Küchen
t Arm Ubernimmt und
tefert ſchnell und ſauberAas inrimin Wie

m 4

werden angenommen

Alh. Ackermann jun.,
Große Schloegaſſe 5,

Telephon 4282. vo

geräte einfacher Art, ſoweit ſie zur Füh-Querfurt, den 20. Februar 1923. rung eines Haushalts notwendig v
Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. Reinigungsmittel, Haushalitsſeifen,

(Kreiswohunungsamt).
von Krauſe, Landrat

Bürſtenwaren einfacher Art, Sehreth
und Papierwaren einfacher Art. Schul

v Mansfelder Kreis
artikel, n Tabak undTabakwaren, Pfeifen einfacher Art
Handwerkszeug.

S 8. Die Verpflie zur Anbrin
gung eines Preisſchildes an einer Ware
wird dadurch aufgehoben, daß die Ware
zweifelslos bezeichnet in einem Preis
verzeichnis aufgenommen iſt.

auf dens 4. T Preisankündigu
Preisſchildern gilt Preis z

erordnu egen Nueim Sinne der
treiberei vom

Wir bringen dies mit dem Hingzu
fſigen zur allgemeinen Kenntnis,
Zuwiderhandlungen mit ſchweren
Strafen bedroht ſind. Außerdem kann
die Unterſagung des Handelsbetriebeg
auf Grund der Verordnung vom
23. September 1915 erfolgen.

Eislkeben, 10. Februar 1928,.
Die PolizeiVerwaltung.

Mansfelder Gebirgskreis

Auf die im Regierungkamtsblatt, Aus
aabe B, Stück 6, Seite 31, veröffentlichte
Aenderung der Fletſchbeſchau-Gebühren
or vom 7. Februar 1928 mache ich
hierdurch beſonders aufmerkham. Die

leiſchſchaner und Trichinenſchauer können
as vorgenannte Regierungsamtsblatt bei

den Herren Gemeindevorſtehern einſehen.

Mansfeld, den 14. Februar 1924.
Der Landrat.

Die Jnvaliden Ludwig Große und
ranz Schimpf aus Kloſtermansfeld

ind als Nachtwächter und Gemeinde
diener für die Gemeinde Kloſtermansfeld
angeſtellt und als ſolche von mir beſtätigt
und vereidigt worden.

Mansfeld, den 6. Februar 1928.
Der Landrat.

Erteilung der Jagdpolizeibefugnis im
Mansfelder Gebirgskreiſe an die Forſt-

beamten der Oberförſterei Eisleben.

Den nachſtehenden Forſtbeamten habe
ich die polizeibefugnis auf den
ihren orſtdienſtbezirken angrenzen-
den bezirken innerhalb des Mans
felder Gebirgskreiſes erteilt:

Oberförſter Schmidt, Eisleben,
Hegemeiſter eilepp, Großoſter
hauſen,
er le Beyer, Oberfarnſtedt,
ſchirmbach,

2

8

4. Hegemeiſter choellner, Rothen

v. d Schmidt,6

7

8

9

10

Biſchofrode,
erſt osdorf, Helfta,
Förſter Hedeuns, Aebtiſchrode,Sortter teinemann, Biſchofrode,

Forſtgehilfe Knop, Biſchofrode,
Hegemeiſter Brade, Bornſtedt,

11. Hegemeiſter Schröder, Emſeloh,
12. Hegemeiſter Naumann, Siebigerode
18. Revierförſter Lucke, Annarode,
14. För er Anton, Annarode,

Förſter Heinrichs, Annarode,
16. I3rſtgehilte Thiel, Annarode,

Förſter Hettmer, Siebigerode,
18. Hegemeiſter Hülſebuſch, Vatterobe,

Mansfeld, 14. Februar 1928.
Der Landrat,

Auf die im I vamtsblatt (Stück 4, S. 20 unter Nr.
abgedruckte Bekanntmachung: Erhöhung
der Prüfungsgeblühren für Hufbeſchla
prüfungen betreffend, weiſe ich hier
noch beſonders hin und erſuche zuglei
die Intereſſenten hieſigen Kreiſes, dieſ
Amtsblatt Stück bei ihren Ortsbehörden
einzuſehen.

Mansfeld, den 12. Firnar 1923.
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Henſage für

halle und Saalkreis.
Halle, den 21. Februar 1928.

Parteinachrichten.
Unterbezirk I Halle- Saalkreis.

Donnerstag, den 22. Februar, abends 7 Uhr, im Parteiburean
wichtige Vorſtandsſitzung. rſcheinen unbedingt

twendig.
Sonntag den 25. Februar, vormittags 9 Uhr, im Parteibureau,

42/44, Sitz un g der Kreistagsdelegierten des Saalkreiſes.

Jahrg. 1923 9 Nr.

rſcheinen dringend notwendig.

Die Stimme der Beamtenſchaft,
sſprache in der öffentlichen Beamtenverſammlung der VSPD.

m 18. Februar (vgl. in der geſtrigen Nummer dieſes Blattes
Bericht unter der Ueberſchrift: „Deutſche Beamtenſchaft,

deine Sache wird verhandelt.“)
Jm Anſchluß an den rer des Reichstagsabgeordneten Ge-

poſſen Breunig (Berlin) über. das Beamtenrätegeſetz
nd das Verhalten des Bürgerblocks entwickelte ſich eine äußerſt
ebhafte Ausſprache, die ein recht deutlicher Beweis dafür war,
elch großes Jntereſſe die Verſammlungsbeſucher der zur Erörte
ng ſtehenden Frage entgegenbringen.Univerſitäts- Profeſſor Genoſſe r. Waentig dankte dem
erichterſtatter für ſeinen klaren Vortrag, in dem er die wichtigſten
unkte herausgeſtellt und die Gefechtslage klargelegt hat. Eine
efechtslage iſt es in. Theoretiſche Eröterungen ſind zweck

os, bis die Machtverhältniſſe ſich ſo geſtalten, daß die Forderungen
u verwirklichen ſind. Hier ringen zwei Gruppen miteinander:
ie Vertreter der Arbeiterſchaft gegen die Vertreter des Beſitzes.

Wer über die breite Maſſe des Beamtentums verfügt, der verfügt
über die Machtmittel des Staates. Die Beamten haben das noch
3 erkannt. Deshalb heißt es werben von Mann zu Mann. Der
eamte muß ſich als Arbeiter fühlen. Die Deutſche Volks

r hat noch viel Gefolgſchaft in der Beamtenſchaft. Eine
eußerung, die ein mir fremder Mann kürzlich auf der Bahn tat,

t mir von Bedeutung; er meinte: „Wenn das Miniſterium
uno fällt, dann kommt es zu großen Auseinanderſetzungen in

Deutſchland, Auseinanderſetzungen zwiſchen links und rechts.“ Jch
fürchte, der Mann hat recht; wir gehen ſchweren innerpolitiſchen
Kämpfen Da muß die Gleichgültigkeit der Beamten auf
hören. Entwickeln Sie eine energiſche Werbetätigkeit! Suche ein
jeder von Jhnen viele Berufsgenoſſen zu gewinnen für den richti
gen Standpunkt, d. h. für die Vertretung des Arbeiter
edankens. Fort mit den Vertretern des alten Staatsgedankens!

Es kann gar keine Jntereſſengemeinſchaft (kulturelle, politiſche)
geben zwiſchen den beiden Gruppen. Die Beamten dürfen nicht
zu werden an den Jntereſſen des modernen Staates.
Der Vorſitzende des halliſchen Ortskartells des ADV., Gen. Tlücht,
führte aus: Das Beamtenrätegeſetz iſt wichtig für die Durch
er des republikaniſchen Gedankens. Nur wenig Beamte ſindo i gehe und viele Beamte wagen es nicht, ihrer politi-
chen Meinung Ausdruck zu geben. Die Aufklärung über das Bemitenrategeſet m erfolgen durch die gewerkſchaftlichen Organi-

r der deutſchen Beamtenſchaft, wie es ſeinerzeit beim Be
e egrewrer die Arbeitergewerkſchaften ADGB. uſw.

geſchehen iſt. Der Allgemeine Deutſche Beamtenbund geht zielklar
La er Frin in den Parlamenten vor, drängt und läßt nicht locker.

einer Aktivität iſt die zweite Leſung des Beamtenrätegeſetzes zu
erdanken. Die anderen Gewerkſchaften Deutſcher Beamtenbund
um graſteen laſſen nichts mehr von ſich hören, weil die antreiben-
en Kräfte zum ADVB. übergetreten ſind. Was noch drin iſt im
deutſchen Beamtenbund, iſt rückſtändig und hat kein Jntereſſe an
inem neugzeitlichen Beamtenrätegeſetz. Da iſt es unverſtändlich,
enn noch untere (z. B. Poligei-) Beamte im Deutſchen Beamten
und ſind. Die Beamten gehören zur Arbeiterſchaft. Der Allge-
eine Deutſche Beamtenbund ſagt: Beamtenſchaft iſt Arbeit-
ehmerſchaft. Der Deutſche Beamtenbund vertritt den gegen

eiligen Standpunkt. Auch in der Wirtſchaftspolitik gehen die ge
erkſchaftlichen Organiſationen auseinander: Der Deutſche Be
mtenbund ſteht gegen den Allgemeinen Deutſchen Beamtenbund.
etzterer tritt ein für Sozialiſierung des Wirtſchaftslebens, erſterer
ill das unter keinen Umſtänden
Genoſſe Jöſtel Das Bürgertum bekämpft das Beamtentum,
bekämpft bei der Beratung des Beamtenrätegeſetzes alle zu

unſten der Beamten geſtellten Anträge unſerer Partei. Die Be-
mten müſſen für richtige Zuſammenſetzung des Parlaments und

damit auch der Regierung ſorgen. Genoſſe Jecht wünſcht un
weideutige, klare Faſſung des Geſetzes, namentlich auch hinſichtlich
er Schutzbeſtimmungen für die Begamtenvertreter. Genoſſe

Wasnick:- Wenn fich die Beamten für das Beamtenrätegeſetz ſo
eingeſetzt hätten, wie die Arbeiter für das Betriebsrätegeſetz, ſo
wäre eine Vorlage, wie die jetzige, nicht möglich geweſen.
Kollege Weber: Das Betriebsrätegeſeß der Beamtenſchaft iſt
ohne praktiſche Bedeutung; es wird erfolglos fein, wie das Be-
kriebsrätegeſet; der Arbeiter. Genoſſe Waentig: Macht-
entfaltung iſt nötig. Wir befinden uns im Gegenſatz mit derMacht der pilegertichen Kreiſe. Die leitenden Stellen befinden ſich

faft alle in den Händen der bürgerlichen Parteien. Das Betriebs-
rätegeſetz hat große praktiſche Bedeutung und auch das Veamten
rätcgeſetz wird ſie haben. Warum wären ſonſt die bürgerlichen
Parleien ſo dagegen?

Genoſſe Breounig im Schlußwort: Jn der bevorſtehenden
dritten Leſung im 23. Ausſchuß handelt es ſich um Verbeſſe-
ma des Geſetzes. Jn Kleinigkeiten iſt ja Die bürgerliche Front
chon elwas auseinandergefallen. Die Demokraten ſchwanken.

Jedenfalls muß das Geſetz von Grund aus umgeſitaltet werden;
wenn es ſo ähnlich, wie die Vorlage iſt, bleibt, werden wir ihm
nicht zuſtimmen. Es wäre nur eine Täuſchung der BVe-
amtenſchaft. Das zurzeit bei der Eiſenbahn beſtehende Wahl-
ſerkar würde z. B. verſchlechtert werden. wenn es bei dem bis-
herigen Beſchluſſe zum Beamtenrätegeſetz bliebe. Die Be-
amten ſind leider immer noch zu wenig wolitiſch
tätig. Sie müſſen aber jetzt richtig wählen, agitieren und
Kleinarbeit leiſten wie die Arbeiter. Rechtsfragen ſind genau ſo
wichtig wie Wirtſchaftsfragen. Rechtsfragen ſind Machtfragen.
Wir könnten die Macht haben, wenn die Beamten unſere Forde-
rungen unterſtützten und unſere Partei wählten. Allerdings
können wir Wettermännchen, die in die Partei eintreten und wieder
hinausgehen, je nachdem unſere Miniſter in der Regierung ſitzen
pder nicht, nicht gebrauchen. Klarheit muß geſchaffen werden
zwiſchen Arbeitnehmern und Beſitzer. den. Am Betriebsrätegeſetz iſt
wohl manches zu krikiſieren, es iſt auch vielfach wenig eindeutig,
aber ein Fortſchritt iſt es gegen früher, und es erfüllt viele Forde-
rungen der freien Gewerkſchaften. Wenn das Beamtenrätegeſetz
auch eine Geſtalt erhält, in der es einen Fortſchritt bedeutet, ſo
werden wir ihm zuſtimmen. Dann heißt es, von Etappe zu Etappe
zu marſchieren.
Einige der r r ſchweiften vom Thema ab, ſo daß
h elüttungen hier feinen Platz finden können.

chſtehenbe, dom Genoſſen Dürrfeld eingebrachte Ent
fchließung nahm die Verſammlung einſtimmig an:

„Die Parteileitung wird aufgefordert, entſchieden ſich dafür ein
n daß bei der Verabſchiedung des Beamtenrätegeſeßes die
raktipn wie bisher auch weiter ſür die volle Mitbeſtimmung der

Vegrrten, für ein Schlichtungs- und Schiedsgerichtsverfahren ſowie
ine demufratiſche Wahlordnung eintritt.“

t Amisgenoſſen und Parteigenoſſen! Sorgt für weite
bretkung des Gehörten und bier im großen und ganzen Wieder
ebenenl Deutſche Beamtenſchaft, Deine Sache wird verhandelt

Volksblatt und Manstelder Volkszeitung meres, en z rebruar

Hanes Einwohnerzahl.
Rund 196 000 Einwohner. Wieder Mädchengeburtenüberſchuß.

DieEinwohnerzahl Halles hat am 1. Februar des Jahres 1928
195 976 Perſonen betragen; das ſind nur 443 Perſonen mehr als
ein Jahr zuvor. Bemerkenswert iſt die allmähliche Anpaſſung des
weiblichen Geſchlechts an die etwaige Geſchlechterparität in der Be
völkerung. Während als Auswirkung des Krieges noch zu Anfang
1920 nur etwa 45 Prozent der Einwohner männlichen Geſchlechts
waren und faſt 55 Prozent weiblichen, ſind gegenwärtig bereits
48 Prozent der Einwohner männlichen Geſchlechts, ſo daß das
frühere Zahlenverhältnis der beiden Geſchlechter in Halle mit
48,8 Prozent männlichen Perſonen bald wieder erreicht ſein dürfte.
Es liegt im Weſen der Großſtadt begründet, daß ſie einen
Frauenüberſchu ß aufweiſt. Einmal iſt gerade viel ſtädtiſche
Arbeit für Frauenhände geeigneter, weil ſie oft phyſiſch nicht ſchwer
iſt. andererſeits befindet ſich mancher männliche Stadtgebürtige
draußen, um ſeinem Erwerb nachzugehen.

Die Fülle der Haushaltungen, die Kleinheit der ſtädtiſchen
milie, die auch für Frauen zahlreichen Ausb.idungsſtätten in den
Städten, die gute Witwen und Hinterbliebenenfürſorge beſonders
in den Großſtädten, ſie alle wirken dem Erwerbstrieb des Mannes,
der in der Stadt am raſcheſten weiterzukommen hofft, entgegen
und werden den Frauenüberſchuß in der ſtädtiſchen Bevölkerung
wohl kaum jemals verſchwinden laſſen.

Die ſtärkere Zunahme des männlichen Geſchlechts in der Be
völkerung. Halles in den letzten Jakren iſt in der Tat nicht auf
wirtſchaftliche Urſachen im engeren Sinne des Wortes zurück
zuführen. ſondern auf den Umſtand, daß die Geburten in den
Jahren 1919 bis 1922, wie ſtets nach ſchweren Kriegen, einen
größeren Prozentſatz Knaben gebracht haben als in normalen
Friedensjahren. Während vor dem Kriege auf 100 Mädchen-
geburten jeweils 105 Knabengeburten entfielen, iſt die Nachkriegs-
zeit mit 108, ja zeitweiſe 109 Knabengeburten auf 100 Mädchen-
geburten aufgetreten. Erſt mit Ende 1922 läßt dieſer höhere An-
teil der Knabengeburten nach. und der Januar 1923 enthält ſogarzum erſten Male ſeit langer Feit einen Mädchengeburtenüberſchuß

in der einheimiſchen Vevölternng, indem 173 Knaben und 183 Mäd-
chen lebend geboren worden ſind.

Jn welcher Weiſe ſolche Zahlen zu denken geben, ſoll ſpäter ein-
mal erörtert werden.

Einheitsorganiſation der preußiſchen Polizeibeamten.
„Blau“ und „Grün“ in einem 80 000 Mitglieder zählenden

Polizeibeamtenverbande vereinigt.
Am Dienstag traten in Berlin die beiden preußiſchen Polizei

beamtenverbände, die etwa 80 000 Mitglieder umfaſſen, zu einem
zweitägigen Kongreß zuſemmen. Den Haupipunkt der Tages-
ordnung bildete der Zuſfammenſchluß der beiden Organiſationen.
Nahegzu drei Jahre haben die Verbände „Blau“ und „Grün“ ge-

Der preußiſche Miniſter deshraucht, um fich zuſammenzufinden.
Jnnern Severing gedachte einleitend der außerordentlich wich-
tigen Tätigkeit der Organiſationen im allgemeinen und ins-
beſondere der Organiſationen im beſetzten Gebiete. Die Poligei-
beamtenſchaft im Ruhrgebiet habe ſich vorzüglich bewährt und mit
ſelbſiloſer Hingabe und Aufopferung, oft unter ſchwerſten Miß
handlungen, ihren Dienſt verrichtet. Ganz Deutſchland danke den
tapferen Männern, deren treue Pflichterfüllung fremde Willkür
nicht beugen könne. Der Miniſter fand auch für die Beamten im
unbeſetzten Deutſchland Worte der Anerkennung und des Dankes.
Er wies auf die leider immer noch zunehmende Kriminagliſtik hin,
die die Poligei auch in den nächſten Jahren vor außerordentlich
hohe Aufgaben ſtellen werde. Gr verſprach der Verſammlung, ſich
immer dafür ernzufetzen, daß der Polizeibeamte ſeiner ebenſo der
antwortlichen wie anſtrengenden und gefahrvollen Tätigkeit ent-
ſprechend in die Beſoldungsordnung eingruppiert werde.

Auch der Vorſitzende des Deutſchen Beamtenbundes, Flügel,
begrüßte namens der Spitzenorganiſation den Verbandstag.Ver Kongreß wird ſich außer der Zuſammenfaſſung der beiden
Verbände faſt ausſchließlich mit Organiſationsangelegenheiten be-
ſchäftigen

wehlſchiebungen im großen.
Durch die Aufmerkſamkeit von Beamten des Güterbahnhofes ift

es der Wucherſtelle des Polizeipräſidiums gelungen, einen Waggon
mit 200 Zentnern 85proz. Kommunalmehl anzuhalten, das ob
wohl zur ausſchließlichen Verſorgung der eher Bevölkerung
beſtimmt von einem Leipziger Händler nach auswärts ver
ſchoben werden ſollte. Als Verkäufer des Mehles iſt der Bäcker
meiſter M. von hier ermittelt, der ohne das Eingreifen der Wucher
polizei an dem n den anſehnlichen Verdienſt von rund
5 Millionen erzielt haben würde. Er hat auf Grund der weiteren
polizeilichen Feſtſtellungen zugeben müſſen, in letzter Zeit ſchon
zweimal gleich große Poſten mit wucheriſchem Gewinn ver-
ſchoben zu haben. Das Mehl ift beſchlagnahmt, die Täter werden
ſich demnächſt vor dem Wuchergericht zu verantworten haben.

Bei der Wucherſtelle ſind im Laufe des Monats Januar ins-
geſamt 53 Anzeigen wegen Verdachts der Preistreiberei erſtattet
worden. An die Staatsanwaltſchaft ſind im Januar 17 Anzeigen
weitergeleitet worden.

Eine Verlegung der Wucherſtelle (Leiter: Kriminalkommiſſar
Leim) in die Reilkaſerne war erforderlich. (Fernſprechanſchluß:
Reilkaſerne 4621; nicht über die Polizeizentrale)) Anzeigen

Polizeipräſidium, Dreyhauptſtr. 4. Zimmer 20, entgegengenommen.
-ccrkr

Verband der Sozialiſtiſchen Arbeiter-Jugend, Bezirk Halle.
Ankäßlich des Stattfindens unſerer Bezirkskonferenz am Sonntag,
dem 25. Februar, benötigen wir zur Unterbringung der Delegierten
Nachtquartiere. Wir glauben, daß auch diesmal unſere Genoſſen
nicht zögern werden und uns die gewünſchten Quartiere zur Ver-
fügung ſtellen. Anmeldungen nehmen enktgegen: Varteibureau der
VSPD., Genoſſe Petersdorff, und das Jugendbureau ab 6 Ubr
(Halle, Harz 42/44, Zimmer 23). Auch unſere Jugendgenoſſen
nehmen ſelbſt Quartieranmeldungen an. Wir geſtatten uns ferner
darauf aufmerkſam zu machen, daß am Sonnabend im „Volkpark“
ein Unterhaltungsabend ſtattfindet. Wir bitten die Genoſſen, ſich
an dieſem Abend zu beteiligen. Eintritt für Quartiergeber frei;
andere Perſonen zahlen nach Belieben. Der Bezirksvorſtand.

Ein halliſcher Elbdampfer geſunken. Aus Magdeburg meldet
WTVB.: Der auf der Elbe vor Auker liegende Dampfer „Nien-
burg“ (in Halle beheimatet), der mit Stückgut von Hamburg
nach Halle unterwegs war, ift aus unbekannter Urſache ge
ſunken. Die Mannſchaft konnte nur knapp das Leben retten.
Der Schaden iſt groß. Es konnte nur ein Teil der Stück-
güter geborgen werden.

Fahrplanänderung. Vom Donnerstag, dem 22. Februar an,
wird der Eilzug 162 Berlin (ab 12.25) Leipzig (an 3.31), ſo
lange der beſchleunigte Perſonenzug 848 Berlin (ab 4.25) Leipzig
(an 7.25 nachm.) München nicht verkehrt, wie folgt verlegt:
Berkin ab 4.25 nachm., Gr. Lichterfelde-Oſt 4.41-42, Luckenwalde
5.24-26, Jüterbog 5.46-48, Wittenberg 6.23-25, Bitterfeld 7.08-10,
Leipzig an 7.52. Der Eilgzug 162 führt auch in der neuen Lage nur
die 2. und 8. Wagenklaſſe und hat in Vitterfeld unmitteldaren
Anſchluß an den Perſonenzug 846 nach Halle (an 7.50.)

Falſche Dollarnoten. Jn letzter Zeit ſind hier und in anderen
Orten Betrüger aufgetreten, die mit auſſer Kurs geſetzten Vollar-
noten beim Einkauf von Waren bezahlen. Es iſt alſo Vorſicht
bei der Annahme von Dollarnoten geboten

Raubüßerfall in der Magdeburger Stroße. Nach dem Polizei
hericht iſt am Freitog. dem 16. Februar. ahgnds 9 Ilhr, einr
Anbeiterfrau in der Magdeburger Straße gegenüber den Park
anlagen von einem jungen Menſchep. etwa 18 Jahre alt, 1,60 Meter

werden außer der Wucherſtelle auch von den Polizeirevieten und im

groß, etwas OBeine, mit gelbgrauer Mütze und grauem, ein
reihigem Jackett bekleidet, überfallen und ihrer Handtaſche beraubt
worden. Jn dieſer befanden ſich ein rotes Lederportemonnaie, eine
kleine goldene Nadel in Form eines Weberſchiffchens mit zwei oder
8 Kleeblättern, ein Trauring, ein Ring mit einem kleinen roten
Stein, 32 000 Mk. Papiergeld und andere Sachen. Der Täter iſt
durch die Anlagen fortgelaufen. Jnfolge der Gegenwehr der
Ueberfallenen iſt er hingefallen und könnte ſich dabei Hautabſchür
gen zuge en haben. Wer ſachdienliche Angaben machen kann,

ird erſu t bei der Kriminalpolizei zu melden.
Schein und Wirklichkeit! Die agrariſche Preſſe bemüht ſich

andauernd, der Oeffentlichkeit glaubhaft zu machen, daß die gegen
die Agrarier erhobenen Vorwürfe der ſozialen Einſichtsloſigkeit un
begründet ſeien. Bei der Ruhrſpende ſeien, ſo meldet die „Halleſche

r allein von den Landbündlern der Provinz Sachſen eine
illiarde Mark geſammlt worden. Wie die Herren Agrarier aber

förmlich mit Gewalt dazu veranlaßt werden müſſen, von ihren
Wuchergewinnen einen beſcheidenen Teil wieder herauszugeben, iſt
in der „Altmärkiſchen Zeitung“ (Oſterburger Kreisblatt) vom
11. Februar nachzuleſen. Dort finden wir in fetten Buchſtaben,
quer über die gange Seite gedruckt, die folgenden hübſchen Sätze:
„Laſſen wir uns das doch eine Kuh koſten ſollte
ein jeder denken, der für die notleidenden, der Gewaltherrſchaft
trotzenden deutſchen Brüder am Rhein und an der Ruhr nob nicht
ſein Scherflein beigeiraggen hat Geßt doch ne das Wort um
über unſere Bauern: „Wer in der Taſche nicht eine Million,
Vietet nicht mit bei der Viehauktion!“ Oh dieſer einas derbe
Hinweis auf die mit Millionen gefüllten Taſchen unſerer Land
wirte Erfolg haben wird, bleibt abzuwarten. Die Tatſache der
Aufforderung beweiſt aber, daß die Ovferfreudigkeit noch nicht
große Ergebniſſe gezeitigt hat. Man war vollauf mit der Preis
ſteigerung für Fleiſch, Butter und Eier beſchäftigt.

Eine Wärmetſtube, in der ſich Frauen und Hinder tagsüber
aufhalten können, hat die Stadt Halberſtadt dieſer Tage ein-
gerichtet. Wir ſind überzeugt, daß eine gleiche Einrichtung auch
bei uns ſtarken Zuſpruch fände; zahlreiche ältere Frauen, die jetzt
infolge der hohen Kohlenpreiſe in ihren ärmlichen Wohnungen
frieren, ſuchten das warme Plätzchen auf.

Aus der Ammendorfer Gemeindevertretung
Eine Million für die Erhaltung der Fernbahn. Die Ge-
meindevertretung auf der Suche nach neuen Steuerquellen.

erbeſſerter Feuerſchutz.

Jn der letzten Sitzung der Gemeindevertreturg gab der Ge
meindevorſteher R h unter den geſchäftlichen Nitteilungen be
kannt, daß das Woblfahrtsamt beſchloſſen hat, die Zuſchüſſe für
die Gemeindeſchweſtern von 4000 Mk. auf 20 000 für den
Monat zu erhöhen. Weiter ſind die Unterſtützungsſätze für Orts-
arme bei Erwachſenen auf 4000 Mk. und für Kinder auf 2900 Mk.
pro Woche erhöht. Das Beköſtigungsgeld im Kinderheim ſoll für
ein Kind, welches noch erwerbsfähige Eltern beſitzt, pro Woche
800 Mk., und für bedürftige Kinder 200 Mk. pro Woche betragen.
Der Gemeindevertreter Schiepe (KPD.) unternahm hierauf einen
Vorſtoß zugunſten eines Kontrollausſchuſſes. Da aber von der
preußiſchen Regierung Maßnahmen zur Bekämpfung des Wuchers
unter MNitwirrung der Gewerkſchaften vorgeſceragen ind würde die
Angelegenheit zurückgeſtellt.

Hierauf wurde in die Beratung der Tagesordnung eingetreten
und ein Antrag der Gemeindearbeiter auf Erhöhung der Löhne
angenommen. Da die Fernbahn Halle Merſeburg mit
finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen hat und dadurch die Ge
fahr der Stillegung des Betriebes droht, andererſeits aber das

1 Million Mark als unverzinsliches Darlehen vewilligt. Weitere
4 Millionen Mark will die hieſige Jnduſtrie aufbringen Einem
Antrag Hohnſtock, die Fuhrlöhne für Februar von 8000 Mk. auf

16 000 Mk. pro Tag und zwei Pferde zu erhöhen, wurde ſtatt-
gegeben. Um einen erhöhten Feuerſchutz für die Gemeinde zu ſchaffen
haben die hieſigen Jnduſtriellen eine Autoſpritze gekauft und
wollen ſie der Gemeinde zur unßeſchränkten Verfügung überlaſſen
Die Vertreter der KPD. begten Bedenken wegen der hohen Unter
haltungskoſten. Wenn auch zugegeben werden muß, daß die Spritze
in erſter Linie der Jnduſtrie zugute kommt, ſo muß aber bei der
Ausgedehntheit unſerer Gemeinde doch in Betracht gezogen werden
daß eine ſchnelle Hilfe doch ganz zweckmäßig auch für die Arbeiter
ſchaft ſein kann. Nach längerer Debatte wurden dann die Unter-
haltungs- und Umbaukoſten im Spritzenhauſe bewilligt.

Hierauf legte der Gemeindevorſteher mehrere Steuervor-
lagen vor; a) die Sätze für die Vergnügungsſteuer wurden, der
Geldentwertung entſprechend, erhöht und genehmigt; b) zur
Grundſteuerordnung wurde ein erſter Nachtrag angenommen, wo-
durch die Steuer etwas beweglicher geſtaltet wird. Die Sätze für
unbebaute Grundſtücke ſollen das Fünffache betragen gegenüber
den bebauien Grundſtücken; e) zum Ortsſtatut für die Berufs-
ſchule wurde ein fünfter Nachtrag erlaſſen. Danach beträgt das
Schulgeld in der 1. Gewerbeſteuerklaſſe 5000 Mk. in der 2. Klaſſe
2000 WMek., in der 3. Klaſſe 500 Mk. und in der 4. Klaſſe 100 Mk. pro
Jahr; d) die Neueinführung einer Verwaltungsgebü hren-
ordnung wurde zur nochmaligen Prüfung an den Gemeinde
vorſtand zurückverwieſen; e) neu eingeführt wird eine Grund-
ſtückszubehör- und Wanderlagerſteuer als Ergän-
ung zur Wertzuwachsſteuer; zum Schluß wurde noch eineSe okrgsverteg s ſteuer mit einigen Aenderungen an

genommen. Die Aenderungen machten ſich notwendig, um das
P etenweſen bei der fetzigen Wohnungsnot nicht zu unter
binden.

Sämtliche Steuerordnungen ſollen mit dem 1. April 1923 in
Kraft treten. Jn der nächſten Sitzung ſollen noch fünf neue
Steuern vorgelegt werden.

Könnern. Nach der Schlacht. Bei der am Sonntag ſtatt
gefundenen Stadtverordnetenwahl war die Wahlbeteiligung eine
außerordentlich ger in ge. Von 2600 Wählen haben über 800 ihr
Stimmenrecht nicht ausgeübt. Natur v waren es leider
wieder die arbeitenden Schichten, namentlich ſehr viele Arbeiter
frauen, die auf ihr Recht verzichteten. m n die
Linksparteien erheblich an Stimmen eingebüßt. Die Bürgerlichen

gegen haben einen Stimmenzuwachs von 240 zu verzeichnen.Bei er am 2. März 1919 ſtattgefundenen Stadtverordnetenwahl.
bei der allerdings infolge des mitteldeutſ Generalſtreiks die
Wogen der Begeiſterung beſonders hoch gingen. vereinigten die
beiden Linksparteien USPD. und SPD. 1876 Stimmen auf ſich,
während ſie am Sonntag nur 975 Stimmen aufzubringen ver
mochten. Den Verluſt von 400 Stimmen brachte einesteils die
durch die große Not hervorgerufene Gleichgültigkeit vieler gegen
alle s, anderenteils aber auch die durch die kindiſche Unreife
einiger „Kempine“ hervorgerufene völlige Verwirrung. Die Kom
muniſten, die bei uns immer behaupten, das Erbe der USPD.
angetreten zu haben, ſind an dieſem Verluſt mit zwei Drittel, wäh
rend die VSPD. mit einem Drittel e iſt. Die mit uns
eingegangene Liſtenverbindung brachte den Kommuniſten erſt
e andat, ſo daß eine Linksmehrheit von zehn, a
Bürgerlichen gegenüberſteht. Die von den Kommuniſten wieder
holt, zuletzt noch am Tage vor der Wahl, aus c Demagogie
abgeftrittene S ung rettete alſo die Situation. Wenn
ſie nun als ſtärkſte Fraktion auf dem Rathauſe vertreten ſein wer
den, wird es ſich ja zeigen, ob ſie die Situation zu meiſtern wiſſen
ob ſie das mit großem Pomp Verſprochene einlöſen werden. Die
übliche, rein negierende Kritik wird hier nichts nützen, hier heißt
es vraktiſche Arbeit leiſten. Die Namen der Gewählten ſind fol
gende. VSPD.: Albrecht, Schlüter, Kurth: KPD,:
Peter. Gneiſt, Keller. Frau Fiedler, Bethge, JWedel Edner:
gerkiche: Heinrich, Hartung, Ramdor, Boelecke, Knauff, Tövel,
Keller und Ekerhardt.

Unternehmen zum größten Teil in behördlicher Hand liegt. wurde e
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Aus den Gerichtsſälen.
Straſkammer.

Der Mann mit zwei Frauen.
Bigamie hatte ſich der Kaufmann J. vor Gericht zu

verantworten. Er war 1911 nach z gegangen, aus der preu
iſchen r ausgeſchieden, ohne jedoch die eng
iſche Staatsangehörigkeit zu erw. ſo daß er, als 1914 der

Krieg ausbrach, weder zum deutſchen, engliſchen Heeresdienſt
herangezogen werden konnte. Die Engländer internierten ihn
aber wie alle anderen in England wohnenden Deutſchen. Drei
Monate vor Kriegsbeginn hatte er ſich aber mit einer Engländerin
durch Kirchentrauung verkeiratet. Die Liebe mag nicht tief ge
ſeſſen zu haben; denn nur ein paar Monate ließ die Frau hin und
wieder von ſich etwas hören. Als er 1919 nach Deutſchland ab
eſchoben wurde, ſah er ſich auch nicht veranlaßt, bei ihr vorzu
gen ob ſie mitwolle. 1921 verheiratete er ſich nun zum zweiten

Male mit einer Hallenſerin. Ein Jahr ſpäter erſchien aber in der
deutſchen Botſchaft in London die angetraute Engländerin, legte
den Taufſchein vor und wünſchte die Feſtſtellung des Aufenthalts-
ortes ihres Gatten. So kam die Bigamie an den Tag. J. erklärte
nun vor Gericht, er habe ſich nicht für verheiratet gehalten, als er
die zweite Ehe eingegangen; denn die erſte Ehe ſei nicht ſtandes-
amtlich, ſondern nur kirchlich erfolgt. Solche Ehen ſeien nach
deutſchem Recht nicht rechtsgültig. Dazu ſei er Katholik, die Trau-
ung ſei aber in der engliſchen Hochkir r. Der Staats
anwalt hielt Bigamie für vorliegend, wollte deshalb den An-
geklagten beſtraft wiſſen. Das Gericht vertagte die Sache.

Schöffengericht.
Schmählich hintergangen

wurde ein arbeitsloſer Bäcker von dem rigen Schloſſer Willy
Balthaſar und dem s8 jährigen Schuhmacher Franz Witte, was
ihnen allerdings recht ſchlecht bekommen iſt. Der Schloſſer erbot
ſich, dem Bäcker einen re und eine Uhr zu verſetzen. Mehr wie
2000 Mk. ſollte darauf nicht geliehen werden. B. trug darauf die
Sachen zu dem Schuhmacher Witte, der auch einen Darlehnsſchein
über 2000 Mk. ausſtellte, die Sachen aber dem Ueberbringer für
10 500 Mk. abkaufte. Der Bäcker ſprach auch bei dem Schuhmacher
vor, doch log dieſer, die Sachen zurückgegeben zu haben. Die Jn-anſpruchnahme der Polizei rette dem Bäcker den e die ühr
ſollte ſchon nach Leipzig verkauft ſein. Dieſe Unredlichkeit brachte
dem Balthaſar 4 Monate Gefängnis und eine Geldſtrafe von
10 000 Mk. ein. Witte aber wurde mit einer Geldſtrafe von
50 000 Mk. bedacht.

Aus der Provinz.
Bexirkskonferenz der Sox. Arbeiter-Jugend.

An alle Ortsgruppen des Bezirks!
Am Sonntag, dem 25. Februar, vormittags 9 Uhr, findet in

Galle („Volkspark“), Burgſtraße 27, eine
Bezirkskonferenz

ſtatt.
Die Tagesordnung ſieht folgende Punkte vor:

1. Bericht über den Stand der Bewegung im Begirk. Bericht
erſtatter Genoſſe Reiwand (Halle).
Unſere nächſten Aufgaben. Referent Genoſſe e o II (Halle).
So ialiſtiſche Erziehungsarbeit. Referent Gen. Hübler

(Schkeuditz), Mitglied des Hauptvorſtandes.
Stellungnahme zur Reichskonfereng im Mai 1628 in Görlitz.

5. Anträge.
6. Wahlen.
7. Verſchiedenes.

Die Delegationsberechtigung geht aus dem Bezirksſtatut hervor.
Es muß für ſtrenge Durchführung geſorgt werden. Wir erwarten
eeshalb von den Ortsgruppen, daß ſie ihren Verpflichtungen um-
gebend nachkommen und die Abrechnung mit den Kreisleitungen
oornehmen.

Vor dem Stattfinden der Bezirkskonferenz wird Sonnabend,
den 24. Februar, abends 6 Uhr, in Halle, Harz 42/44, im Jugend-
bureau ein Kaſſiererkurſus veranſtaltet.

Am Sonnabend findet ferner im „Volkspark“ ein Unterhaltungs
abend der Ortsgruppe Halle ſtatt. Wir erwarten, daß alle An
weſenden ſich Sonnabend im „Volkspark“ ab 7 Uhr einfinden.

Die Bezirksleitung.

Klatſchende Ohrfeigen

oerſetzte am Sonnabend der bekannte Bodenreformer Adolf
Damaſchke auf der Tagung des Reichsſtädtebundes den beiden
rechtsſtehenden Parteien, als er über die Grundwertſteuer ſprach
und dabei auf das kürzlich im Landtage verabſchiedete Grund-
ſteuergeſetz zu ſprechen kam. Er bezeichnete das Geſetz ſo ziemlich
als das ſchlimmſte und rückſtändigſte, was bisher auf dieſem Ge
biete geleiſtet ſei. Ganze 46 Mk. nach heutigem Papiergeld follen
für den Hektar gezahlt werden, alſo noch nicht ein halbes Glas
Schnapswert. Dabei ſei einer noch aufgeſtanden und habe bei
der in Ausſicht genommenen Prüfung vom Nutzungs- und Gemein-
wert beantragt, den letzten Begriff zu ſtreichen. Damaſchke ahnte
dabei nicht, daß gerade dieſer Herr Abgeordnete ſich vor ihm im
Saale befand, es war Herr v. Eynern, der mit ſeinem Komplizen
von der nationalen Volkspartei, dem Rektor Herrmann
(Friedersdorf), das mehrfache Ohrklatſchen über ſich ergehen laſſen
mußte. Ob die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten ebenfalls ein-
geladen waren, konnten wir nicht feſtſtellen. Die Genannten ſind
es jedenfalls, denn Herr v. Eynern wohnt in Berlin; ebenſo war
Herr Dietrich vom Zentrum da. Das mag ſchließlich Nebenſache
ſein, wenn aber der treudeutſche Rektor verſucht hätte, wie es
den Anſchein hatte, ſich durch eine Rede bei den Kleinſtädtern an
zubiedern, es wären zu den Damaſchkeſchen Ohrfeigen weſentlichkräftigere dazu gekommen.

Tollenbey. Ein tragiſches Geſchick. Die Arbeiter Paul
Lichtenfeld und Emil Otto von hier ſind ſchnell aus dem Leben ge
riſſen worden. Sie wollten am Sonnabend zur Nachmittagsſchicht
zu ihrer Arbeitsftelle, der Papierfabrik Ammendorf, und benutzten.
um den Weg abzuſchneiden, den Bahndamm der Reichsbahn. Un-

lücklicherweiſe gingen ſie auf der rechten Seite, ſo daß ſie den aus
erſeburg kommenden Zug im Rücken batten Dieſer faßte ſie kurz

vor dem Uebergang bei Göleckes Ziegelei und ſchlenderte ſie zur
Seite. Lichtenfeld war ſofort tot, während Otto noch nach Ammen-
dorf gebracht werden konnte, wo er jedoch bald verſchied. Der
Todesfall iſt um ſo tragiſcher, als beide verheiratet waren und drei
reſp. vier Kinder hinterlaſſen.

Roßbach. h Der LehrerJungmichel hatte beantragt, ihm in der zweiten Schule eine Dach-
wohnung auszubauen, da ſeine Wohnräume ſehr beengt ſind. Jn
folge der koloſſalen Preisſteigerungen ſämtlicher Baumaterialien
war die Vertretung leider nicht in der Lage, den berechtigten
Wunſch des Lehrers zu erfüllen. Der Ausbau wurde abgelehnt.
Es ſoll verſucht werden, für ihn eine größere Wohnung im Orte
zu ſchaffen. Einſtimmig wurde die Anſchaffung einer Wandkarte
vom Erdteil Aſien für die 1. Klaſſe beſchloſſen. Die Verpachtung
der Gemeindeäcker ſoll am 25. Februar im Gemeindegafſthof ſtatt
rn i Pachperiode läuft ſechs Jabhr, nähere Bedingungen
iegen im Gemeindeamt zu jedermans Einſicht aus. Bewohner,

welche m Morgen Land bewirtſchaften, dürfen nicht mit
bieten. Zum Gemeindewaiſenrat für die nächſten ſechs Jahre
wurde der Gemeindevorſteher gewählt. Der Kreis hat zum Aus-
bau des Spritzenhauſes 300 000 Mk. bewilligt, die Gewerkſchaft
„Gute Hoffnung“ ſtiftete eine nawßafte Summe. Rohlinge haben
wieder eine ganze Anzahl junge Obſtbäume böswillig abgebrochen
Wünſchenswert wäre es, wenn auch die Einwohner ihr Augenmerk
auf die Obſtpflanzungen richteten, denn nur die Allgemeinheit hat

den Schaden zu den hirnverbrannte Pren
Der Gemeindevorſteher gab weiter bekannt, daß
Unterſtützungsaktion für Altrentner von r war.
konnten nahezu ein Zentner Weizenmehl und Zucker an die alten
Leute verteilt werden. Auf die im Umlauf befindliche Zeichnungs
liſte für das Ruhrgebiet wird die Einwobnerſchaft beſonders auf
merkſam gemacht.

AmTilleda. Gegen Gewalt und Unterdrückung.
Sonnabend ſpruch hier Benege Peter s (Halle) in einer öffent
lichen Verſam ung über: Die Ruhrbeſetzung und ihre Folgen.
Aufmerkſam verfolgten die ſehr zahlreich Erſchienenen den gründ
lichen rn des Redners, der ſich eingehend über die wirt

e eingeleitete

ſchaftlichen Auswirkungen der franzöſiſchen Gewaltaktion ver
breitete. Jn der Diskuſſion wurden einige Fragen geſtellt, die dem
Genoſſen Peters Veranlaſſung gaben, in ſeinem Schlußwort die
antiſemitiſche Hetze der Deutſchvölkiſchen einmal näher zu be
leuchten. Er fand damit ebenſo wie mit ſeinen anderen Ausfüh-
rungen die Zuſtimmung der Verſammlung. Zur Deckung der
Unkoſten wurden 723 Mk. geſammelt.

Hackpfüffel. Die Ruhrbeſetzung und das deutſche
Volk. Ueber dieſes Thema ſprach am Sonntag Genoſſe Peters
(Halle) in einer gutbeſuchten öffentlichen Verſammlung. Da die
hieſige Einwohnerſchaft mit den politiſchen Ereigniſſen ſehr wenig
vertraut iſt und über die Ruhrbeſetzung vollkommen im unklaren
z befindet, waren die Verſammelten dem Genoſſen Peters für
eine aufklärenden Ausführungen ſehr dankbar. Eine Diskuſſion

fand nicht ſtatt. Die vorgenommene Tellerſammlung erbrachte
den Betrag von 1525 Mk.

Einen starken Kampffonds
können wir nur dann ſchaffen, wenn alle Parteimitglieder freiwillig
dazu beitragen. Neben den Beitragseinnahmen

braucht die Partei
noch erhebliche Geldmittel zur Beſtreitung ihrer Ausgaben. Alle
g ärtig ſo dringend notwendigen organiſatoriſchen Maß

können nur

zur Durchführung
gelangen, wenn wir finanziell leiſtungsfähig ſind. Soll die Partei
in der Erfüllung

ihrer Aufgaben
nicht geheinmt werden, ſo muß jeder nach ſeinen Kräften durch
freiwillige Beiträge zur Stärkung der Parteikaſſe beitragen.

Geldſendungen erbitten wir an:
Vereinigte Sozialdemokratiſche Partei, Bezirksverband Halle.

Poſtſcheckkonto Leipzig Nr. 87575.

Zörbig. Freidenkervortrag. Der vierte Vortragsabend
der Ortsgruppe proletariſcher Freidenker am Sonnabend im
oberen Turnhallenzimmer erfreute ſich wieder eines guten Be-
ſuchs, obwohl der anderer Veranſtaltungen wegen nicht gut
gewählt war. Der Redner Genoſſe Redecke (Kemberg) ver
ſtand es, die Zuhörer trotz des reichhaltigen Zahlenmaterials, das
bei dem Thema „Die Sonne und ihre Planeten“ wohl nicht zu
umgehen iſt, durch temperamentvollen Vortrag zwei Stunden lang
zu feſſeln. Zahlreiche Anfragen der Zuhörer am Schluſſe des
Vortrags, die der Redner bereitwilligſt und erſchöpfend beant
wortete, zeugten von ihrer regen Anteilnahme. Als Mitglied des
Bundes der Sternfreunde konnte Genoſſe Redecke daneben mit
uten Photographien aufwarten, die das Gehörte erſt recht
ebendig werden ließen.
Friedersdorf. Die angeblich hohen Zeitungspreiſe.Jn der vorigen Sonnabend- Ausgabe des „Volksblatt' wurde an

Hand der gegenwärtigen Papierpreiſe und ſonſtigen Unkoſten für
die Lieferung unſeres Parteiblattes den Leſern nachgewieſen, daß
der dieſen Unkoſten entſprechende Abonnementspreis faſt 5000 Mk.
im Monat betragen müßte. Wenn der Verlag die Zeitung für
ein Drittel dieſes Betrages noch liefert, ſo ſollte niemand mehr
darüber klagen, daß die Zeitung zu teuer iſt. Das Gegenteil iſt
richtig. Jnfolge des ungünſtigen Verhältniſſes zwiſchen dem
Abonnements und Herſtellungspreis der Zeitung, wozu noch alle
anderen Unkoſten, auch die der Zuſtellung, kommen, befindet ſich
unſer Verlag in großer Notlage und muß immer wieder zurSammlung m ſeinen Betriebsfonds auffordern. Gewiß befinden
ſich auch viele Leſer in großer Not; es reicht weder hin noch her.
Mit dem Verzicht auf ſein Parteiblatt und der Preisgabe jeder
geiſtigen und volitiſchen Verbindung mit ſeinen Klaſſengenoſſen
würde die Geldknappheit im Haushalt und in der Wirtſchaft keines-
wegs aufgehoben. Das Gegenteil würde ſogar ſehr bald eintreten.
Wenn erſt die Arbeiterpreſſe noch aufgegeben würde, ſo wären die
Vorbedingungen zur Verbeſſerung der Lohnverhältniſſe und des er
zieheriſchen Einfluſſes auf die Arbeiterſchaft beſeitigt. Die Aus
wucherung der Armen und Bedrückten würde in noch ſchranken-
loſerem Umfange überhandnehmen. Laßt deshalb Euer Arbeiter-
blatt nicht im Stich, ſondern unterſtützt und verbreitet das „Volks-
blatt“, wo ſich nur irgendwie die Gelegenbeit dazu bietet! Gebt
Euch nicht ſelbſt auf!

Zſchornewitz. Zugentgleiſung. Am Sonnabendvormittag
entgleiſte zwiſchen den Stationen Jüdenberg und Möhlau der fahr-
planmäßig 9.33 Uhr ab Oranienbaum verkehrende Zug der
Zſchornewitzer Kleinbahn. Die Lokomotive ſowie die nächſtfolgen
den Wagen überſchlugen ſich. Zum Glück kamen dabei, abgeſehen
von einem. Leichtverletzten, Perſonen nicht zu Schaden. Die Auf-
räumungsarbeiten nahmen den ganzen Sonnabend in Anſpruch
und waren auch Sonntag mittag noch nicht beendet. Der Verkehr
wurde inzwiſchen durch Umſteigen notdürftig aufrechterhalten.
Ueber die Urſache der Entgleiſung iſt „amtlich“ noch nichts bekannt.
Gerüchtweiſe verlautet allerdings, daß mangelhafker Ausbau der
Strecke die Urſache ſei. Jn Anbetracht deſſen, daß das Unglück
leicht einen viel größeren Umfang hätte annehmen können es
brauchte nur einer der überfüllten Arbeiterzüge zu entgleiſen
dürfte es kein unbilliges Verlangen ſein, wenn wir ſchärfſte Unter
ſuchung der Schuldfrage fordern.

Pieſteritz. Vom Elternbeirat. Eine am Freitag in der
neuen Schule ſtattgefundene Sitzung des Elternbeirats nahm
zunächſt den Bericht vom Beſuch des Schulunterrichts in Leipzig
entgegen. Genoſſe Klaißel gab eine eingehende Darſtellung der
Verſuchsſchule in Leipzig. Ergänzt wurde der Bericht noch durch
Rektor Becherer und mehrere Lehrer. Jn der Badeangelegen-
heit war das Lehrerkollegium und der Elternbeirat der Anſicht,
daß das wie auch der Turnunterricht und die Spiele zur
Pflicht gemacht werden müſſen. Wenn ein Kind nicht an den
Schulbädern teilnehmen ſoll, muß ein ärztliches Zeugnis des
Schularztes beigebracht werden. Jn. der Gartenfrage ſoll jeder
Klaſſe ein Stück Land, welches von der Gemeinde zur Verfügung
geſtellt wurde, überwieſen werden. An der Einzäunung des
Grundſtückes ſollen die Eltern mithelfen und die Gemeinde nur
das Material zur Verfügung ſtellen. Beſchloſſen wurde, kommende
Woche eine Ellernverſammlung abzuhalten. Die Einladung ſoll
durch die Schulkinder erfolgen.

Pieſteritz. Aus der Mieterbewegung. Eine öffentliche
Mieterverſammlung fand am Sonnabend im „Volfsheim“ ſtatt.
Leider war der Beſuch nur ein mäßiger. Die Bewohner der
Siedlung, auf deren Wunſch die Verſammlung einberufen wurde,
waren nur zum kleinen Teil erſchienen. Herr Mittelſchullehrer
Schleeſe (Wittenberg) ſprach über das Reichsmietengeſetz, er
läuterte eingehend die einzelnen Beſtimmungen und ſchilderte die
Vorteile des Geſetzes für die Mieter. Jn der anſchließenden Aus-
ſprache wurde von mehreren Rednern das Verhalten der Stickſtoff
wertsverwaltung gegenüber ihren Mietern ſcharf kritiſiert. Es

wurden von dieſer Firma die geſetzlichen Zuſchläge wie in der Ge

anrichten.

Es durch
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meinde erhoben, jedoch nicht nach der Grundmteke, ſondern Sden jetzt erhobenen a Die Mieterverein wurde beauf

ie behördlichen r feſtſtellen zu laſſen, ob ein der
artiges Verfahren l ch zuläſſig iſt. Herr Jngenieur Burker,
der Vertreter des Werks, hatte ſich bei einer gemeinſamen Sitzung
der Mieter und Hausbeſitzerkommiſſion als Scharfmacher auf
geſpielt und höhere Sätze als die Vertreter der übrigen Zeit
vorgeſchlagen. Hierdurch ſcheiterten die Verhandlungen zwiſchen
Hausbeſitzern und Mietern. Es muß nun die Regierung ent-
ſcheiden. Eingehend wurde vom Referenten der Begriff „freie
Wohnung? und „Werkswohnung“ erläutert. Demnach gehören die
in der Siedlung wohnenden Mieter unter das Reichsmietengeſetz
und genießen auch die Rechte dieſes Geſetzes. Eine größere An
zahl der Anweſenden trat dem Mieterverein bei.

JnElſterwerda. Eine kommuniſtiſche Niederlage
der letzten Vertrauensmänner-Verſammlung des Metallarbeiter-
verbandes, die gut beſucht war, wurden die Betriebsräteneuwahlen
beſprochen. Ab 11. März ſollen in allen Betrieben die Wahlvor
ſchläge ausgehängt werden. Den Bericht über die erweiterte Vei-
ratsſitzung z Kollege Hinter lach. Der Bericht war ſehr aus
führlich. Ueber die vom BVeirat gefaßte Entſchließung entſpann
ſich eine lebhafte Debatte. Als erſter erklärte Kollege Kaube,
daß er gegen eine Geldſammlung für die Kollegen im Ruhrgebiet
ſei. Die Kollegen Adler und Vogel traten für die Entſchließung des Beirats ein. Der zweite Bevollmächtigte. Hirſch,
glaubte hier wieder etwas beſonderes zu leiſten und ſtellte einen
Antrag, die Geldſammlungen nur dann vorzunehmen, wenn ſie
von dem Reichsausſchuß der Betriebsräte ausgeſchrieben werden.
Kollege Hinterlach bat die Kollegen für die Entſchließung des Bei-
rates einzutreten. Bei der Abſtimmung ſtimmten 27 Kollegen für
die Entſchließung, 24 waren dagegen. Es werden nun in allen
Betrieben Sammelliſten für die Kollegen im Ruhrgebiet zirku
lieren. Hoffentlich gibt jeder Kollege nach ſeinen Kräften. Unter
Punkt Verſchiedenes wurden mehrere Verbandsangelegenheiten er
ledigt. Dieſe intereſſante VertrauensmännerSitzung hat gezeigt,
daß auch die hieſige Arbeiterſchaft mehr und mehr gewillt iſt, die
kommuniſtiſchen Phraſeure abzuſchütteln. Die Kollegen, welche
auf dem Standpunkte der VSPD. ſtehen, müſſen ſich auch in Zr
kunft feſter zuſammenſchließen, damit es nicht wieder vorkommt.
daß eine kommuniſtiſche Minderheit ihre parteiegoiſtiſchen Ziele
zur Durchführung bringt.

Manskelder Lande.
Eisleben. Kohlenferien. Wegen Kohlenmangel ſetzen mit

dem heutigen Mittwoch beginnend und mit dem 8. März endend,
an ſämtlichen hieſigen Schulen Kohlenferien ein.

Die Waffen nieder! Das bekannte Drama von Berta
Suttner führt die Ortsgruppe des Jnternationalen Bundes der
Kriegsopfer am Sonntagabend im VolkshausSaal auf. Der Er-
trag dient der Linderung ſozialer Not der Opfer des Völker-
mordens. Siehe heutiges Jnſerat.

Preistafeln. Laut heutiger Bekanntmachung müſſen
von nun an die Waren mit Preistafeln verſehen ſein. Damit iſt
die Möglichkeit geboten, insbeſondere auf dem Lebensmittelmarkte
lehrreiche Vergleiche anzuſtellen. Sobald der Dollar ſteigt, klettern
die Preiſe bis zur Bewußtloſigkeit, ſetzt aber eine ckläufige Be
wegung ein, dann iſt das Volk der Krämer ungeheuer ſchwerbörig.
Einer iſt im Preiſefordern immer verrückter als der andere.
Hoffentlich kommt beim Anſchreiben gar zu hoher Preiſe auf den
Preistafeln den ſchlimmſten Preispiraten die Schamröte ſo ſtark
ins Geſicht, daß dieſe Geier gleich gezeichnet ſind.

Der Fluch des Mammons traf einen Monteur, der in
einem Reſtaurant in der Leuſchnerſtraße wohnte und mit der Zeit
e das entſtandene Vertrauensverhältnis ab und zu in der Gaſt
wirtſchaft mit hilfreiche Hand leiſtete. Eines Abends war die
Tageskaſſe in beträchtlicher Höhe verſchwunden, was zu einer ſo
fortigen Viſitation führte. Als die Reihe an den Monteur kommen
ſollte, zog er einen Revolver und erſchoß ſich an Ort und Stelle.
Der Tod trat ſofort ein. Bedauerlich, daß auf ſolche Weiſe
Menſchen entgleiſen und über Bord gehen.

Gerbſtedt. e Volksver ſammlung denVSP Sonntag abend 8 Uhr fand eine öffentliche Volks
verſammlung der VSPD. im „Schützenhaus“ ſtatt. Referent war
der Genoſſe Schul (Halle), der über das Thema ſprach „DieSchuldigen und ihr d Jn anderthalbſtündigen Ausführungen
entwickelte er, vom Verſailler Diktat ausgehend, an Hand eines
ausgiebigen. Zahlen- und Tatſachenmaterials das Reparations
problem und zeigte die Triebkräfte des gegenwärtig vom franzö
fiſchen Militarismus geführten Raubkrieges gegen die friedliche
deutſche Bevölkerung des Ruhrgebiets und ſeine Bodenſchätze auf.
Der Referent ſchilderte die Abwehr als den gewaltigſten inter
nationalen Klaſſenkampf der Weltgeſchichte, der nur von der
internationalen Arbeiterſchaft im gemeinſamen Kampf gegen den
Militarismus gewonnen werden könne. Deshalb ſei an die Spitze
des Kampfes die Forderung Karl Marxens zu ſtellen: „Prole-
tarier aller Länder, vereinigt euch!“ Jn der Diskuſſion ſprach ein
Kommuniſt namens Roſenberg, ein ſehr ſanfter und friedliebender
Mann, der ſich aus reiner Weltentrücktheit und überirdiſcher
Schwärmerei ins Moskauer Lager verirrt hat, und der nach mark
erſchütterndem Gejammer über die ſchlechte Welt und die böſen
„Rechtsſozialiſten“ wohlwollend die deutſchnationale Theſe unter-

d man ſeinen Feinden nur durch Blut und Eiſen bei-
ommen önne. Genoſſe Schulz behandelte in ſeinem Schlußwort

den ſchwachen Mann ſchonend, da er wohl annahm, daß auch das
Roſenbergſche Leiden nicht lebensgefährlich ſei und der kommuni-
ſtiſcha Patient bald auf den Pfad der politiſchen Tugend auch ohne
die bewährte bolſchewiſtiſche Pferdekur zurückkehren wird. Der
ſtarke Beifall der von zirka 500 Perſonen beſuchten Verſammlung
ſowie die häufigen Zuſtimmungen während des Referats ſind
der beſte Beweis dafür, daß der ſozialdemokratiſche Gedanke in
Gerbſtèdt feſt verankert und daß der hieſige Ortsverein in ſeiner
Haltung und Arbeit auf dem richtigen Wege iſt.

Ermsleben. Land- und Siedlungsfragen. Am Sonn
tag fand hier im „Ring“ eine zahlreich beſuchte Verſammlung
ſtatt, die in der Hauptſache ſich mit der geplanten Landentziehung
ſeitens der hieſigen Großagrarier befaßte. Nach Darſtellung des
Verlaufs der bisherigen ergebnislos verlaufenen Verhandlung
durch den Vorſitzenden Genoſſen Eckardt nahm der Landtags-
abgeordnete Genoſſe Chriſtange (Eisleben) das Wort und
führte die bisherige Domänentaktik der Regierung vor Augen,
wobei er auf die überaus rückſtändige Handhabung der Geſchäfte
in der Dominialverwaltung Merſeburg verwies, die auch allen
Ermslevern ſchon bekannt war. Ferner erläuterte er die Beſtim-
mungen des Reichsſiedlungsgeſetzes, das Landarbeiter und Land-
wirtſchaft unterſtützende Berufe berückſichtige, ebenſo die Schaffung
von Kleinbauernſtellen zuläßt. Eine gütliche Vereinbarung läßt
ſich in Ermsleben zwiſchen Großgrundßeſitzern und beſitzloſen
Siedlungswilligen nicht herbeiführen (Bisher gab man 210 Morgen
freiwillig; jetzt iſt den Agrariern der Kamm geſchwollen, und
ſie laſſen ſich auf nichts ein.) So muß die Enteignung nach dem
Reichsſiedlungsgeſetz eingeleitet werden, und zwar ſofort. Vetreffs
der Domäne ſollen die Herren Eckart und Stavbpenbeck mit
Genoſſen Chriſtange in Berlin vorſtellig werden. Auch wurde aus
der Verſammlung Klage geführt über die Kirchengemeinde, die
12 Morgen im ganzen verpachtet bat. obwosl die Voſtoräcker der
Lehrerſchaft mit zugute kommen müßten. Genoſſe Chriſtange gab
noch treffende Beifpiele über die demokratiſche Entwicklung des
heutigen Staatsweſens. die Rückſtändigkeit in der inneren Ver-
waltung ſowie den Stand der Landgemeinde- und Städteordnung,
die alle Hoffnung dabinten ließen. Es ſoll alles verſucht werden,
um der notleidenden Bevölkerung hier durch die Beibehaltung vom
bisherigen Land zu helfen.
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Wetter-Ooranſage
Donnerstag, den 22. Februar: Nach ſtattgehabten Schneefällaufheiternd, trocken und Zunghme des Froſtes. wecrenen

Freitag, den 23. Februar; Meiſt heiter, trocken, ſtrenger Froſt.
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